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1, Jede Art der Beschäftigung im freiw. Arbeits¬

dienst unterlieft der UVersicherung.
* Erl. des KAMm. vom 20. Mai 1933. — Ha 4806/33 —

und vom 10. August 1932. — IIa 7323/32. —

2. Zur Frage, wer als VTräger bei Kultivierungs-

arbeiten auf staatlichem Grundbesitz durch Arbeits*

dienstwillige in Betradit kommt.
* Bescheid des RVA. 1 vom 6. März 1933. — P 1100a

4/1

Die Berufstätigkeit der Büroangestellten, die nach

I 1 Abs. 1 Nr. 2 des früheren Versicherungsgesetzes

für Angestellte von der AV.-Pflicht autgenommen

waren, soweit eie mit niederen Dienstleistungen be»

schaftigt waren, iat gegenüber der Berufstätigkeit

der nach I 1 Abs. 1 Nr. 2 a. a. O. versicherungs¬

pflichtigen Büroangestellten kein eigener Berufs*

zweir im Sinne der V. zur (Durchführung der Vor¬

schriften über Sozialversicherung in der Vierten

NotV. vom 30. Januar 1932 Abschn. B zu § 9.

* E. des RVA. III (1. Rev.-Sen.) vom 17. März 1933. —

lila AV. 525/32. — AN. 1933 S. IV 238 Nr. 4630.

§§105
Ate. 3 S. 3.

145. Akt. 3,

150 AIAVE.

(§§ 393.

405, 490.

1444 RVO.;

§189 AVG.)

§105 Ah.4

S. 1 AVAVG.

(§520 Ah.1

WO.)

§ 74 Abs. 1 Die Beschäftigung eines Apotbekenpraktikanten auf

AVAVG. '»rund der nach 1 29 Abs. 2 der GwO. erlassenen

(5 29 Abs 2 Prüfungsordnung für Apotheker ist der Beschäftigung

r.L_n\
'

auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages (I 74

Abs. 1 des AVAVG.) gleichzustellen.
* E. des RVA. II! (Spr.-Sen.) vom 24. März 1933. —

lila Av. 6/33. — AN. 1933 S. IV 240 Nr. 4631.

CnrO.)

§§107i99.
Ah .3 AVAVG

(Art.2d.Vtr.
f.18.12.28/

18.11.29 i.

Änderung f.

18.12. 28/
18. 11. 29)

Die Fälligkeit von Beiträgen und Teilen von

trägen zur ArbIV. im Sinne des 1 105 Abs. 3 Sati

des AVAVG. in der Fassung der V. zur Vereinfach«,

und Verbilligung der ArbIV. vom 21. 3. 1932 tritt an

denselben Tagen ein, an denen der Arbeitgeber <

Beiträge zur KV. einzuzahlen hat. Dies gilt a

dann» wenn die Versicherungspflicht im Beitragsstr*
verfahren festgestellt wird. Die Stundung von Bei¬

trägen nach Eintritt der Fälligkeit ist ohne Einfl

auf den Zeitpunkt der Fälligkeit der Beiträge in

Sinne von I 105 Abs. 3 Satz 3 des AVAVG.
* E. des RVA. 111 (Spruch-Senat) vom 21. April V>

— HIa Av. 322/32 — AN. 1933 S. IV 241 Nr. 4633.

Die Vorschrift des I 105 Abs. 4 Satz 1 des ATAVC

gilt auch für ein Ersatzkassenmitglied, wenn d

Arbeitgeber mit Einverständnis des Versicherten d

Entrichtung der Beiträge zur ArbIV. übernomnv

und demgemäß den Arbeitnehmeranteil vom Arbeits¬

entgelt abgezogen bat.
# E. des RVA. III (Spruch-Senat) vom 21. April 1933.

— lila Av. 38/33 — AN. 1933 S. IV 242 Nr. 4634.

Die Sonderregelung der berufsüblichen Arbeitslosig-
¦Akeit beschränkt sich nicht auf Personen, die

werblichen Betrieben tätig gewesen sind.
* E. d?s RVA. III (Spruch-Senat) vom 7. April 1933.

— Illa Av. 317/32 — AN. 1933 S. IV 243 Nr. 4635.

§132Ah.3ff. Durch die Ruhensvorschrift des I 10 des Abschnitts

I Rn Gis Vierten Kap. Fünften Teils der Vierten NotV. vom

8. Dezember 1931 sind die auf Grund des I 132 Ab¬

satz 3 ff. des RKnG. erlassenen, weitergehenden

Ruhens-MMtimmungen der Satzung der Reichsknapp¬
schaft nicht aufler Kraft gesetzt.
• E. des RVA. II (2. Rev.-Sen.) vom 8. Juni 1933. —

lila Kn. 1114/32. — EuM. Bd. 34 S. 326 Nr. 129.

(4. Hff-Vtr.

w. •. 12.31

bin) Kp.IV
Abuboitl 1.

§10)

§§112t,
177 tf.

AVAVG.

(§§1531 ff.

RVO.)

§ 89a

Abs.2

AVAVG.

§130
AVAVG.

(Art.1 Ah.1

»«vi ihr

Rirz-Arhit.

Ufltsnütij.
t.27.8.31/

1.7.32)

Richtlinien nach I 89a Abs. 2 des AVAVG. können

bindend nur die Fragen regeln, die I 89a Abs. 2

ihnen zuweist, nämlich, unter welchen Voraussetzun¬

gen anzunehmen ist, daß iemand den erforderlichen

Lebensunterhalt durch selbständige Arbeit erwirbt

oder erwerbet kann oder im Betriebe eines Ange¬

hörigen miterwirbt oder miterwerben kann. Eine

Bestimmung der Richtlinien darüber, ob und unter

welchen Voraussetzungen der Miterwerb zuzumuten

i*t, ist nicht bindend und bedeutet, soweit sie sich

mit I 89a Abs. 1 deckt, nur einen Hinweis auf die

an sich schon gegebene Gesetzeslage. Ob im einzel-

n Falle eine Arbeit oder Mitarbeit im Betrieb von

Ellen oder Kindern zuzumuten ist, ist Tatfrage;
dabei ist, wenn der Beschäftigungslose einen bürger¬
lich-rechtlichen Unterhaltsanspruch gegen Dritte, z. B.

einen Ehegatten, hat, darin kein allgemeines Hinder¬

nis für die Bejahung der Zumutbarkeit zu erblicken.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 20. Januar 1933. —

Illa Av. 137 32. — AN. 1933 S. IV 240 Nr. 4632.

Die I ihrung der KurzarbU. für eine Kalender-

che setzt Art. 1 Abs. 1 der V. über KurzarbU. vom

August 1931 mit den Aenderungen nach dem Erlaif

m i. Jolj 1932 voraus, dafl in der Kalenderwoche

m.nde - ein Arbeitstag liegt. Wird in einer

Kalenderwoche an den nach dem Arbeitsplan vorge-
'

sehenen Arbeitstagen Urlaub gewährt, so sind diese

I rlaubstage nicht im Sinne des A-t. 1 Abs. 1 Tage.
die infolge Arbeit »mangels ausgefallen sind. Sie sind

anderseits auch keine Arbeitslage. Dagegen sind

solche l'rlaubstage als Tage, an denen gefeiert wird,

für die Feststellung: zu berücksichtigen, ob eine Feier¬

woche und bei Vorliegen der sonstigen Voraus-

igen eine Doppelwoche im Sinne des Art. 1

Abs. 2 aaO. gesehen ist.
• E des RVA. III (Spruch-Senat) vom 24. März 1933.

- IHa Av. 32032. — AN. 1933 S. IV 244 Nr. 4636.

§§249.251
BGB. (§111
AVAVG.)

Eine im Verfahren nach den II 177 ff. des AVA\

ergangene rechtskräftige Entsch. darüber, dafl zu

Unrecht geleistete Beträge vom Unterstützungs¬

empfänger zurückzuerstatten sind, ist für das Ersat

streitverfahren nach I 112a Abs. 3 Satz 6 des AVAVG.

bindend.
* E. dea RVA. II 8 (Revisions-Senat) vom 29. Mar/

1933. — IIa JE. 649/33. — AN. 1933 S. IV 246 Nr. IU

Ist eia Arbeitgeber einem Arbeitnehmer zum

Schadensersatz verpflichtet, weil er ihn in einer

niedrigen Lohnklasse zur ArbIV. angemeldet hat, so

unterliegt zwar der Schadensersatzanspruch des Ar

beitnebmers der Pfändung und damit an sich auch

der Aufrechnung mit einer Forderung des Arbeit

gebers gegenüber dem Arbeitnehmer. Der Arbe

geber ist jedoch auf Grund des I 249 Satz 1 des BGH

zur Unterlassung der Aufrechnung verpflichtet
(RArbGer).
* E. des RArbGer. vom 8. März 1933. — RAG. 462/32 —

Kassenarztrecht-

§§23Ah.2, Zur Frage der Zulassung verheirateter Aerztinnen.

22 24
* t <tes RSchA. vom 26. November 1932. — RSchA

2*1 0 mhi
157'32 - fuM- Bd- 34 s- 34* Nr- 133 <E»M, Bd. 33

30.ti.3l S. 474 Nr. 173).

§§27Hr.1, Zum Begriff der N rlassung eines Arztes und ihrer

7 j7 18 Bedeutung im Zulassungsverfahren.
7«\

n'_— * E. des RSchA. vom 23. Oktober 1932. — RSchA

106/32. — EuM. Bd. 34 S. 346 Nr. 134.Zui. 0. ?em

30. 12 3

§§ 47, 21 Die infolge der Revision eines abgelehnten Arztes

S^HO. _____ eintretende Hemmung der Rechtskraft des Zulassung**

§22ZbIO
Beschlusses «teilt <lie in ihm ausgesprochenen 2

lassungen anderer Aerzte nicht in allen Beziehung

zur Nachprüfung und Entsch. Sie gestattet lediglich,
die Richtigkeit der Auswahl zwischen deQ der Bc

achluflfassung unterstellten Aerzten nochmals nachzo

prüfen, und kann nur die Folge haben, dafl, we

der abgelehnte Arzt zugelassen wird, die erfolgte Zu¬

lassung des weniger berechtigten Arztes zurückge¬

nommen wird.
• E. des RSchA. vom 2. Februar 1933. — RSchA.

263/32. - AN. 1933 S. IV 186 Nr. 88.
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Die Voraussetzungen der Entziehung der Rente
Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen die

Entziehung einer einmal gewährten Invaliden¬

oder Witwenrente gemäß § 1304 RVO. möglich

i, ist neuerdings angesichts der bedrängten
Finanzlage der Landesversicherungsanstalten
wieder mehrfach Gegenstand der Erörterung in

Schrifttum und Rechtsprechung geworden.
Nach § 1304 RVO. ist eine Entziehung nur mög¬

lich, wenn der Empfänger infolge einer „we¬

sentlichen Aenderung in seinen Verhältnissen4

nicht mehr invalide im Sinne der §§ 1255, 1258

RVO. ist.

Das Wort „wesentlich" war seinerzeit von der

Reichstagskommission eingefügt worden, um

die Vorschrift des § 1304 RVO. der ent¬

sprechenden Vorschrift des 3. Buches (UV.) im

% t)08 RVO. anzupassen. (KomBer. S. 124ff.)
Eine Aenderung in dem durch einen Unfall

beeinflußten Gesundheitszustand eines Renten¬

empfängers galt und gilt nach ständiger Recht¬

sprechung dann als wesentlich, wenn sie

die Erwerbsfähigkeit in erheblichem

Ma&e erhöht. Dabei pflegt man im allge¬
meinen in der Praxis eine Aenderung von nicht

über 5 v. H. nicht als wesentlich anzusehen und

wird außerdem eine gewisse Beständigkeit und

Dauer der Besserung als notwendig voraus¬

gesetzt. Diese Grundsätze sind von Anfang an

im allgemeinen auch für die Anwendung des

$ 1304 RVO. in der Rechtsprechung übernom¬

men worden. Die Entziehung der Rente setzt

also auch hier eine wesentliche, mindestens

5 v. H. übersteigende Besserung der körper¬
lichen und geistigen Verhältnisse voraus, die

voraussichtlich von Dauer sein wird, wobei aber

eine SuSere Gelegenheit, die verbliebene Lei¬

stungsfähigkeit nun l>ess< i ausnutzen zu könne

oder unter günstigen Bedingungen gelegentlich
einen höheren Verdienst zu erreichen als sonst

angemessen, nicht in Betracht kommt. (Vgl.
H o hn-L e It m a n n

,

Kommentar zum IV. Buch

der RVO. 4. Aufl. 1925, S. 240. Anm. 3 und 4

'i: § 1304.)
Die Ei g ist also nur möglich wegen einei

wirklichen objektiven Veränderung der Verhält¬

nisse, nicht aber wegen veränderter Beurteilung
der Sach- oder Rechtslage bei im übrigen un-

rändertem Sachstand; ebensowenig ist sie

möglich, wenn nur eine Ergänzung oder Be¬

richtigung derjenigen Kenntnis der an sich un¬

veränderten Verhältnisse, welche bei der frühe¬

ren Peststellung obgewaltet hatte, vorliegt
(Vgl. die E. der RVA. Nr. 389 in AN. 1894,

S. 159, die auch für die Auslegung des § 1304

der RVO. unverändert maßgebend geblieben
ist.)
Für die Feststellung einer Besserung ist

neben der ärztlichen Beurteilung vor allem die

tatsächliche Arbeitsleistung des Rentenemp¬
fängers verwertbar. Die bloße Tatsache der

Arbeitsleistung allein ist aber auch nicht aus¬

schlaggebend, zumal bei zeitweiliger, vorüber¬

gehender Beschäftigung, die noch keinen siche¬

ren Beweis für eine dauernde Besserung liefert.

Ebenso ist die Entziehung der Rente unzulässig,
wenn eine erhöhte oder besser bezahlte Arbeit

nur unter Gefährdung der Gesundheit geleistet
werden kann. Jedoch rechtfertigt die Besorg¬
nis allein, daß die erhöhte Erwerbsfähigkeit
doch nicht von langer Dauer sein könne, allein

wiederum noch nicht die Annahme der Gesund-

heitsgefährdung oder des Fortbestehens der In-

ilidität (VgL AN. 1895, S. 251, Nr. 459; 1899

S. 559, Nr. 748; 1911 S. 417, Nr. 1543 A u. B.)
Wenn auch bei der Veränderung der Verhält¬

nis1^ ursprünglich zunächst nui an eine

Besserung d> Gesundheitszustände ge¬

dacht worden war (KomBer. zum IuAVG.

S. 132), so ist im Laufe der Recht¬

sprechung doch auch der Gedanke entwickelt

worden, dafi eine „wesentliche Verände¬

rung der Verhältnisse auch bei Gleichbleiben

des objektiven Befundes in der „( i e w 5 h -

nung" an das Gebrechen oder den krankhaf¬

ten Zustand gefunden werden könne. Es unter¬

liegt also stets der Prüfung, ob der Verletzte

etwa gelernt hat, von seinen Gliedern einen

anderen Gebrauch zu machen, ob ihm das Feh¬

len eines Gliedes duich Gewöhnung und An¬

passung weniger empfindlich geworden ist oder

schließlich, ob er elurch Umlernung neue

Kräfte nnd Fähigkeiten gewonnen hat, die ihn

aul dem allgemeinen Arbeitsmarkt wieder ver-

wendb gemacht haben. (Vgl. AN. 1903,

KI74, 1909 S. 477, Nr. 1402.)

kommt Vi die Erlernung einer neuen



Fertigkeit, einer Fähigkeit in Betracht, z. B. die

Erlernung der Trichinenschau oder eines Hand¬

werk, s (vgL AN. 1903, S. 53<>, \r. 1074 in V.

bindung nut AN. 1908, S. 516, Nr. 1347), der

Uebergane von einem körperlichen zu einem

mehr die geistigen Fähigkeiten in Anspruch

nehmenden Berut u. n. m. (Vgl. RVA. RevE. v.

7. 1. 1908 in ArbV rgung 1912, S. 699.)

benso kann eine wesentlich« ung nach

Lieferung von Heil- und Hilfsmitteln, an die

sich der Rentenempfänger nach und nach g(

wohnt und sie gebrauche! lernt hat, erblickt

weiden, z. B. Brillen, Prothesen, Bruchbänder

u. m. m., wenn auch diese Fälle eriahrung^

gemäfi selten su sein pflegen. (Vgl. Hahn-

Le h m a n n a. a. O. S. 242, Anm. 6.)

Nach allen diesen Ausführungen scheint somit

auf den t n Blick an der Hand dieser um¬

fangreichen Rechtsprechung die Entscheidun

darüber, ob die Voraussetzungen einer „we¬

sentlichen Besserung" im Einzelfalle gegeben

sind, an sich nicht allzu schwierig.

Die Schwierigkeiten tauchen in der Regel aber

dann doch auf, wenn ein Versicherungsträger

bei nur geringem Krankheitsbefund eine Im

Rente sehr wohlwollender Weise gewährt hat,

wenn der frQhere Befund, der zur Rentengewäh¬

rung Anlaß bot, so unklar ist, daß ein Ver¬

gleich jetzt mit dem neuen Befund unmöglich

erscheint oder schließlich, wenn der Arzt, auf

Grund dessen Gutachten die Rente gewährt

wurde, sich in der Beurteilung der Art und

Schwere der Krankheit geirrt hat. Diese Fälle

sind nicht so selten, wie man etwa annehmen

möcht

Das RVA. hat in einer vor kurzem veröffent¬

lichten Entscheidung ines 8. RevSenats II

v. 30. 5. 1932 (E. u. M Bd. 32, S. 408, Nr. 178)

deshalb zunächst einmal den Fall geklärt, ob

und wie eine Rentenentziehung bei früherer

Gewährung einer Rente aus Wohlwollen bei

nur geringem Krankheitsbefund möglich sei. E

kommt zu dem Ergebnis, daß dies dann jeden¬

falls möglich sei, wenn dieser geringe Krank¬

heitsbefund beseitigt sei. Das Urteil führt aus,

daß für die Frage der Rentenentziehung nicht

die Schätzung der Erwerbsfähigkeitsein¬

buße von früher und jetzt vergleichsweise ein¬

ander gegenüberzustellen sei, sondern der „ob-

ktive Befund", wie er sich für die zu ver¬

gleichenden Zeiten ergebe. Für d vergleichs¬

weise Gegenüberstellung aber würden dann die

an den Begriff der „wesentlichen Aenderung"
tler Verhältnisse (^ 1304 RVO.) zu stellenden

Anforderungen unter Berüc ksichtigun „der

läge des Fall zu ben tin. Sei bei'

eringem" Befunde also Rente gewährt wor-

n, sn reiche auch der Wegfall di' „ge¬

rn n" Befund* OS zur I ündung einer

,.\ Ken*4 Aenderun d« Verhältnisse.

Die B« nzung A hen" ist also

nach tlieser Entscheidung nicht mehr so r

wie früher (mindestens 5 v. H. Aenderung in

\npassung an die Rechtsprechung zu § fv

RVO.). Vielmehr soll die Beurteilung solch*

Lille jetzt relativ nach der Lage des Ein/»

falle (folgen können. Damit ist aber s

viel für die Beurteilung und Entscheidung

wisser Streitfälle gewonnen worden, in dem

man früher zu einer Rentenentziehung nicht

kommen konnte. Diese Auffassung erscheint

um so mehr gerechtfertigt, wenn man bedenkt,

daß die Schätzungen des Grades der Invaliditi

ja an und für sich flüssig sind, und jede Star

heit, wie bei der Rentenbewilligung so auch bei

der Rentenentziehung im Interesse des Ver¬

sicherten sowohl wie des Versicherungsträgers

nur von Uebel sein kann. (Vgl. F u i s t i n g in

Arbeiter-Versorgung 1932, S. 337 ff.)

Auf Grund dieser E. wird man also fraglos jetzt

in einer ganzen Reihe von Füllen allzu wohl¬

wollend gewährter Renten zu einer Entziehung

kommen können, die nach bisherigem Rechts¬

gebrauch nicht oder nur schwer möglich war.

Schwieriger liegen aber immer noch die beiden

anderen oben erwähnten Fälle, der der Renten-

gewährung ohne ausreichenden, einen

Vergleich mit der Nachprüfung nicht ermög¬

lichenden Befund und der der Rentengewäh¬

rung auf Grund einer Fehldiagnose.

Wie man auch die obengenannte, im übrigen

schon weitgehende E. des RVA. v. 30. 5. 1932

(E. u. M. Bd. 32 S. 408 Nr. 178) trotzdem nach wie

vor als grundsätzliche Voraussetzung jeder

Rentenentziehung ansieht, sind hierzu die „ob¬

jektiven Befunde", wie sie sich für die zu ver¬

gleichenden Zeiten ergeben, stets einander

gegenüberzustellen, und nur hieraus läßt sich

dann die „wesentliche Veränderung gegen

früher1 feststellen. Eine Rentenentziehung

wird also stets unmöglich sein, wenn ein solcher

Vergleich nicht möglich ist. Aufgabe der LV¬

Anstalt und gegebenenfalls des OVA. wird es

in solchen Fällen also sein müssen, das frühere

mangelhafte Gutachten zunächst einmal er¬

gänzen zu lassen, oder wenn das nicht möglich

ist, in anderer Weise den „objektiven Befund4,

wegen dessen die Rente gewährt wurde, klarzu¬

stellen. Ich erinnere mich aus meiner früheren

latigkeit als Vorsitzender einer Spruchkammer
des OVAmts an (»inen solchen Fall. Ein Ver¬

sieht! ter hatte eine Invalidenrente etwa 10 Jahre

lang v n ,.Krämpfen" bezogen. Das frühere

Arztgutachten enthielt nichts weiter über di

Art, die Häufigkeit, die Schwere u. a. m. dieser

„Krämpfe*. Auch die früheren Ermittelungen

schwiegen sich darüber völlig au Das Fnt-

Ziehungsgutachten stellte nun fest, tlaß auch

/t noch „epileptische Krampfanfälle" auf¬

träten, dafi aber ihre Häufigkeit und Schwere so

ring sei, daß der Rentenempfänger, der zü¬

rn in seiner Landwirtschaft voll mitarbeitt

keinesfalls als invalide angesehen werden könne.

Was war zu tun? Durch Zeugenvernehmung

un<l auch durch Anhörung tles früher behan¬

delnden A mir tatsächlich, noch
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zustellen, daß zur Zeit der Rentenbewilli-

_g und des früheren Gutachtens die Krampf-
ille erheblich häufiger und in schwerer Form

j »treten waren. Infolgedessen war die, im

durchaus berechtigte, Rentenentziehung

li lieh. Andernfalls aber wäre eine Renten-

i lehung unmöglich gewesen, da jede Gegen-
tellung des „objektiven Befundes'4 früher

(1 jetzt dank der Mangelhaftigkeit des frühe-

en Gutachtens unmöglich und dadurch die

; .ussetzung der Rentenentziehung nicht ge¬

ben gewesen wäre.

I (nd so wird es in zahlreichen gleichliegenden
Ilen nicht möglich sein, eine Rentenentziehung

iiszusprechen, obwohl man die Ueberzeugung
t, daß die Rente zu Unrecht weiter bezogen
rd, weil eben jede Vergleichsmöglichkeit des

/igen mit dem früheren Gesundheitszustand

fehlt und auch spätere Ermittlungsversuche
meist versagen.

Nicht anders liegt der Fall, in dem der unter¬

gehende Arzt sich früher in der Art und

Itwere der Erkrankung geirrt hat. Die nach¬

trägliche Erkennung des zu Grunde liegenden
Irrtums allein vermag unter keinen Umständen

die Rentenentziehung zu rechtfertigen. Denn

Erkennung des für die rechtskräftig ge¬

tretene Entscheidung maßgeblichen Irrtums

tles ärztlichen Gutachters kann ebenso wie die

Feststellung eines Irrtums der richterlichen

Stelle niemals als eine Aenderung der Verhält¬

nisse im Sinne des § 1304 RVO. gelten. (Vgl.
Fuisting a. a. O. S. 337.)
Stellte also z. B. der Arzt, wie ich das in meiner

selbst erlebte, in seinem zur Renten¬

bewilligung führenden Gutachten „M a lt e n -

k r e b s" fest, der in Kürze zum Tode führen

müsse u n d deshalb schon jetzt Invalidität be¬

dinge, und stellt tlann 10 Jahre später der nach¬

untersuchende Arzt lediglich bei ganz g 1 e i -

t hen Krankheitserscheinungen

(zeitweisen Magenblutungen usw.) nur „Magen-
schwüre" fest, die zwar die Erwerbsfähigkeit

ei heblich herabsetzen, aber niemals Invalidität

bedingten, so ist eine Entziehung der lediglich
auf Grund irrtümlicher Diagnose gewährten
Rente trotzdem nicht möglich. Denn der Befund

war der gleiche, nur die Diagnose war falsch.

Auch in solchen Fällen kann sich also der Ver¬

sicherungsträger nur günstigstenfalls, wie auch

Fuisting a. a. O. S. 338 ausführt, mit Hilfe der

grundsätzlichen Entscheidung des RVA. vom

30. 5. 1932 (EuM. 1932, S. 408, Nr. 178) helfen.

Gelingt es ihm, eine, sei es auch nur geringe,
aber in Anbetracht der gesamten Sachlage doch

„wesentlich4 erscheinende Aenderung der Ver¬

hältnisse gegen den früheren Befund festzu¬

stellen, so kann die Entziehung also erfolgen.
Daß diese „wesentliche Aenderung" gegebenen¬
falls selbst in einer Gewöhnung z. B. an die

genannten Magenblutungen erblickt werden

könnte, halte ich nicht für ausgeschlossen,
namentlich wenn festgestellt wurde, daß der

Rentenempfänger trotz seines Zustandes noch

oder wieder Arbeiten verrichtet, die er früher

als schwer „Krebskranker" nicht verrichtete.

gt man in diesem Sinne an der Hand der E.

des RVA. vom 30. 5. 1932 in Verbindung mit

den schon früher zu dieser Frage ergangenen

Entscheidungen des RVA. den § 1304 RVO.,
insbesondere den Begriff „wesentliche Aen¬

derung der Verhältnisse44, aus, so glaube
ich, wird man doch in den allermeisten

Fällen jedenfalls verhindern können, daß

eine InvRente zu Unrecht weiter bezogen
wird. Und das liegt nicht nur im Interesse der

Versicherungsträger, sondern wesentlich auch

im wohlverstandenen Interesse der Versicher¬

ten, für die heutzutage in der Zeit des Neu¬

aufbaues unseres Vaterlandes ja auch mehr als

je das goldene Wort gelten muß: „Gemeinnutz
geht vor Eigennutz'!

Verzugszinsen in der Sozialversicherung
Geschäftsführer Fr. Kleeis, Reichenbach i.V.

In der Privatwirtschaft hat sich als Auswirkung
r Wirtschaftskrise in den letzten Jahren

mer mehr die Gepflogenheit der Berechnung
von Verzugszuschlägen oder Verzugszinsen

an eingebürgert, wenn tler Schuldner mit

inen Zahlungen im Rückstand war. Diesem,
in tler Vorkriegszeit fast unbekannten Modus,

\te sich tlie Sozialversicherung wohl i ier

1 anschließen. Wäre dies nicht geschehen,
hätten säumige Arbeitgeber wohl eher alle

ieren — privaten Verpflichtungen erfüllt,
ben tlie Zinsen zu ersparen, ehe sie an die

tlung dt ge gedacht hätten.

Bestimmungen über Verzugszuschl ad

len einzelnen Versicherungszw< a durch-

nicht einheitlich. Sie sind leider sehr

schieden, sowohl in ihrem Ausmaße, als auch

in ihrer Anwendung.
Der Urtext der RVO. aus der Vorkri fit

enthielt überhaupt keine Bestimmt!! über

etwaige Zinsenberechnunf bei Beitrags] ück-

ständen. Erstmalig ist eine solche Bestimmung
durch den $ 397a in die RVO. eingefügt wor-

n. 1 chah dies durch tlen >i 23 des Ge-

vom 27. Mär/ 192 Dies»? i Vor¬

schrift wollte tlem Uebelstand entgegentreten,
viele Arbeitgeber wegen der raschen Geld¬

vorteilhaft hielten, tue Bel¬

li aj [rnmen zunächst füi sieh zu verwenden,
tan iter eist den 'f on i

[führen« Den gleicht k v<

toi ein Artikel V in tler \ mg vom
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27. Juni 1923, tler der Vollständigkeit w-

hier wieder eben ei, obgleich • ch bt

ihm nicht um diei. V igszuschläf
handelt, sondern ebenfalls lediglich um Mal

i ahmen j n die (jehlentwertu ; heißt

dort: »Der Kassenvorstand kann die Beiti

bei verspäteter Einzahlung, /iuch ohne tlaß ein

Mahnung vorausgeht, uro Betrag erh n,

d< dem Verhältnis th an Statistischen

Reichsamt i»ffentlichten Reichs*

i ichtzahl der Lebenshaltungskosten am Fällig-
1" r tler Reichsrichtzahl am 1

i inzahlung entspricht Dabei sintl die Reich

richtzahlen aul den nächsthöheren, durch eii

Million teilbaren Betrag aufzurunden. Dei Bei-

tragSZUSchlag ($ 397a) darf neben elieser Er¬

höhung nicht rdert werden/4 Nach diesem

Rückblick nun wieder in elie Gegenwart D

§ 3« RVO. steht im II. Buche der RVO., ei

gilt demnach nur für clris Gebiet der KV. Der

$ 397a in seiner ursprünglichen Fassung nach

tlem Gesetz vom 27. Mär/ 1923 sah einen ein¬

heitlichen uiul feststehenden Zinssat/ vor: „Die

Kasse kann einen Zuschlag zu den Beiträgen
ei heben, tler tili jede Woche rles VeTZUgS vom

Beginn tler zweiten Woche ab zehn vom Hun¬

dert tles Beiti I beträgt/4 Durch Artikel I

des Gesetzes vom 22. Mai 1926 hat § 397a mit

Wirkung vom I. Juni 1920 ab seine heutig
I assung ei halten. Der Zinssatz wurde ver¬

änderlich gestaltet Nach dem heute geltenden
Text darl der Zuschlag in Höhe tles am Sit/

tler Kasse üblichen Bankzinssatzes für Leih¬

erhoben werden« Wohlgemerkt handelt

sich bei § 397a nicht um eine zwingende

Vorschrift Der Vorstand tler Kasse „kann"

vielmehr Zuschlag .heben. Diese Passung
tles Textes gibt zu mancherlei Zweifeln Anlab.

Kann der Vorstand nun von Fall ZU Fall Ver¬

zugszuschläge festsetzen, odei bedarf es hierzu

erst einer Ermächtiguni elurch die Kassen-

itzung? Diese letzte Meinung muh dem Wort¬

laut des $ W7a entsprechend angezweifelt wer¬

den« Bs heißl da, ,,der Vorstand kann Man

muß deshalb annehmen, dafi ein einfache! Vor-

ttandsbeschlufi lür die Anwendung der Vor

schrift genügt Weitei ist strittig, ob diesei

Beschlufi in jedem ein/einen Falle des Verzuges
i ei folgen hat odei ob der Voi stand generell

beschließen kann, dal* ii m Falle tles Vei

zugs oh. ¦ weiteres von der Kassenverwaltun)
die Zuschlage /u erheben sind. Man muh wohl

di letzteren Meinui zuneigen, da ja die

Aib» itgeb* rundsätzlich nicht unterschiedlich

handeil werden stillen und dürfen.

Aa. h sonst tauchten bei dt Anwendung d<

i. herlei Meinui iten

it. N lem Wortlaut kann di» lieii

nur I" ickständigen Beiti n ftir Pflicht¬

versicherte und 11 yerbetreibende erfolgen.
Is Zahlungsaufforderung ist die Rechnun

zu bt chten. Nach "iner Ii. des RVA«

rn 19. Oktober 1927 ist auch eine öffentlit

Mahnung (etu Bekanntmachung in

.tun: is rechtsgültige Zahlum

forderung zu betrachten« In tler gleichen I

ist weitei der Rechtsgrundsatz aufgestellt, d

die Zuschl nur zu den für die Zeit dt

blichen Beschäftigt!] erhältnisse bt

rechneten Beiträgen erhoben werden dürfe

Bei den nach § 397 RVO. zu berechnend

Beiträgen bei verspäteten Abmeldungen dürfe

Verzug s/ustli. nicht erhoben werden.

einer F. vom 15.Juni 1926 heibt es: „Das Ret!

nen Zuschlag nach § 397a RVO. ZU erhebe

steht tler Krankenk nicht für jede Woci

der Fälligkeit, sonelern nur für jede Wot I

tles durch die Zahlungsaufforderung der K;

begründeten Verzuges und erst vom liegrinn
der zweiten Woche an zu/4 Bei den Zinsen

nach § 397/i handelt es sich um Jahreszinsen.

Beträgl d r Zinssatz beispielsweise 9 v.H

und der Zahlungsverzug 4 Monate, so darf »1

Kasse 3 v. H. des Beitragsrückstandes als Vt

Zugszuschlag erheben.

Da die Beiträge zur Arbeitslosenversicherui

als Zuschläge zu den Krankenkassenbeiträgen
untl mit diesen einzuheben sind, seien an¬

schließend gleich die für diesen Versicherungs-

zweig maßgebenden Bestimmungen hier )>•

Sprachen. Auch dieser Versicherungszv.

ante ursprünglich Verzugszuschläge nicht.

Durch eine Verordnung tles Reichsarbeil

ministers vom 12. August 1930 über die Fin-

ziehui dei Beiträge usw. ist folgende &

Stimmung geschaffen worden: „Soweit (be Ein¬

zugsstelle auf Grund des § 397a der RV<).

Verzugszuschi zu den Krankenkassen-

beiträgen erhebt und die Voraussetzungen tl»

^ 397a RV< ' aich hinsichtlich von Beiträgen
zur Reichsanstalt vorliegen, dit* als Zuschl

zu diesen Krankenversicherungsbeiträgen zu

entrichten sind, hat die Einzugsstelle auch hii

sichtlich der Beiträge zui Reit hsanstalt narh

§ 397a RVO. zu veriahren/' Diese provisorisch«

Regelung wurde bald durch eine L nzung

«!»s Gesetzes (AVAVG.) abgelöst. Dem § 1

des AVAVG. ist durch die Zweite VO. d»

Reichspräsidenten vom 5. Juni 1931 folgend«
Absatz 4 angehängt worden: „Die Einzug
eilen sintl untei den Voraussetzungen tl«

$ 397a RV< >. verpflichtet, in tl» dort voi

ebenen Höhe Verzugszuschläge zu den Bei

en lir Reichsanstalt ZU I hebtau Dei

Reichsarbeitsminister bestimmt, unter wel*chen

Voraussetzungen aui »li» Erhebung der Vei

IgSZUSChläge verzichtet werden kann." I

handelt sh i. hier um eine Zwang^bestimmunj
Die» Krankenkassen sintl demnach verpflichtet
lür die rückständigen Beil zur AIV. Vei

zugszuschläg u heben. Hierdurch macht

sich in der Praxis »»it eine unterschiedliche B*

handlungen zwischen den Kk.enheiträgen, füi d

K iSSi keine Zusch I hebt, und zwisc la
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Zuschlagspflichtigen Arbeitslosenbeiträgen

wendig, lieber die Anwendung und Durch-

.rung der Zuschlagsberechnung zu den Bei¬

gren zur AIV. sind eine Reihe Austührungs-
). ergangen. Erwähnt sei eine VO. des RAM.

an 11. September 1931 (Reichsanz. Nr. 214),

Bestimmungen über Stundung, Nieder-

lagung usw. rückständiger Beiträge enthält

Eine Anordnung des Präsidenten der Reichs«

astalt vom 26. September 1931 bestimmt tß

Stundungen rückständiger Beitrag Ver-

igszinsen in Höhe von 2 v.H. über den je-

eiligen Reichsbankdiskontsatz oder in der in

397a geforderten Höhe zu berechnen sind.

on Wichtigkeit ist schließlich noch eine Mit-

ilung des Präsidenten der Reichsanstalt vom

22. Oktober 1931, nach der bei der Anwendung
und Durchfuhrung des § 145 Abs. 4 des

VAVG. alle Entscheidungen Anv hing zu

finden haben, die zum § 397a RVO. ergangen

ruL Hierdurch ist eine gleichmäßige Behand¬

lung bei der Berechnung usw. beider Arten

?n Verzugszuschlägen erreicht worden. In

der Mitteilt ng wird auf die einzelnen wichti-

ren E. hingewiesen. (Da dies»- hier bereit!

im 3. Absatz besprochen sind, braucht nicht

weiter darauf eingegangen zu werden.) Zum

Schluß sei noch eine Mitteilung tles Präsidenten

i Reichsanstalt vom l.März 1932 erwähnt,

»lie sich mit der Erhebung fester Verzug szu-

chläge befaßt. Der Präsident bezweifelt, dafi

die Erhebung fester Sätze mit den gesetzlichen

Bestimmungen in Einklang zu bringen ist.

Noch viel später als für tuest* beiden Versiehe-

rungfszweige kam die Berechnung von Verzugs¬
zuschlägen bei tlen Rentenversicherungen in

Flufi. Es geschah dies durch tlit» „Vierte Not¬

verordnung vom 8. Dezember 1931" (RGBl. I 699).

Im fünften Teil dieser VO., Kap. IV, Abschn. 2,

$ 3 befindet sich folgende Vorschrift: „Die
11 r der Invaliden-, der Angestellten- und

i knappsehaftlichen Versicherung können füi

ihre Beitragsrückstände Zinsen erheben« Die

Muht» tles Zinssatzes bestimmt das Reichsver-

herungsnmt.' Fs handelt sich hier ebenfalls

nur um eine Kannvorschrift. Erwähnt sta, daß

ohl alle Traget der genannten Versicherungen

in dieser Möglichkeit (iebrauch machen. Das

RVA. machte von seiner Ermächtigung, tlen

Zinssatz festzusetzen, In einem Rundschreiben

.
rlie Träger der Inv.-, Ang.- unel knappsch.

Versicherung vom 14. Januar 1932 (Gem.Verm.
II 29 8, II 104/», III 5 32) Gebrauch. Nach

einleitenden Worten und nach Hinweis auf dU

Stimmungen heißt es in diesem Rund-

ben: „Die Höhe di< Zinssatzes wird

hiermit aul Grund tles $ 3 Satz 2 a.a.O. auf

..
H. über den jeweiligen Reichsbankdiskont

• tzt.' Hierdurch ist für die genannten

entenversicherungen volle Klarheit geschaffen.
h die Unfallversicherung kannte Ursprung**

I» den Begrifl tl» Verzugszust Klage bei

Rückständen der fälligen Umlage nicht. Erst

durch das Gt vom 14. Juli 1925 (RGBl. 197)

ist folgender $ 762a in die RVO. aufgenommen

worden: „Rückständige Beiträge und Beitrags-

vorschii sintl vom Ablauf eler Zahlungsfrist
oder vom Tage der Fälligkeit ab zu verzinsen.

Den Zin z bestimmt das Reichsversicherungs¬

amt.
"

Im Gegensatz zu der Rechtslage bei

!>en erwähnten Rentenversicherungen ist hier

ie Berechnun tl« Verzugszinsen wieder

zwangsläufig Auch hier ist dem RVA. die

Bestimmung über die Höhe des Zinssat/

überti n. Die (Genossenschaft hat tlie» Zin

schuld durch Bescheid festzustellen und dem

Unternehmer mitzuteilen. Für tlie Zustellung
dieses Bescheides untl }ür die Beitreibung tler

Zinsen gelten die §§ 754, 754a, 757 Abs. 1 und

die SS 758, 760, 761 entsprechend. Sinngemäße

Bestimmungen über Verzugszinsen wie im

$ 762a RVO. siiul auch für die landwirtsch.

und die Seeunfallversicherung geschaffen. In

einem Schreiben vom 29. September 1925

(IR 543) hat das RVA. bestimmt, daß rück¬

ständige Beiträge und Beitragsvorschüsse mit

dem Zinssatz zu verzinsen sind, der -muß

S 728 Abs. 3 RVO. jeweils für die Verzinsung

verspätet gezahlter Postvorschüsse maßgebend

ist. Dieser Zinssatz beträgt zur Zeit 2 v. H. über

den Reichsbankdiskont (zu vergl. Runderlaß

des RVA. an die Träger der UV. vom 1. De¬

zember 1924 — AN. 214). Weiter erschien ein

Rundschreiben tles RVA. an tlit* Träger tler

UV. vom 28. September 1931. In diesem hiefi

i, dafi tlit* rückständigen Postvorschttsse mit

2 v H. über don jeweiligen Reichsbankdiskont

zu verzinsen sintl, mindestens jedoch mit 8 v.H.

[ährlich. Da durch das Schreiben vom 29. Se\

tember 1925 der Zinssatz tür rückständige Bei¬

träge dem Zinssatz für rückständige Postvor¬

schttsse gleichgestellt ist, gilt das Rundschreiben

vom 28. September 1931 sinngemäß auch fttr

rückständige Beiträge und Beil ivorschüss*

Die heutig»* Rechtslage ist in einem Rund¬

schreiben des RVA. vom 3. Februar 1932

(RABl. 1932 IV 87) festgelegt In diesem wird

bestimmt, daß dei in dem vorigen Rund¬

schreiben testgelegte Mindestsatz der Ver¬

zinsung von 8 v.H. bei rückständigen Beiträgen

und Bei trag sv» a sc hassen keine Anwendung zu

finden hat Veiter heibt es in diesem Rund-

hieiben wörtlich: „Bei einer Ermäßigung des

Reichsbankdiskonts untei 6 v. II. sintl dem-

maß die rückständigen Beiträge und Beitrags¬

vorschüsse zu einem niedrigeren Zinsfuß als

8 v.H*, die rückständigen Postvorschüsse da-

n mit 8 v.H. jährlich zu verzinsen. Die

erstehende Regdung dient zur einheitlichen

(Gestaltung dei Verzinsung der Beitragsrück-

le in der Sozialversicherung
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Ersatz der Kosten des Heilverfahrens

e Ii ISS 1 * Ib

»45a R\ri>. bespn < hen

r in Nr. 4 und ö dit >?
.
/< it-

sc hrift. Fs v_ it Reicht die F ulgew
rnd der Vorschi

*ber 1931, 5. Teil K

; ec ht.gt sind, die 1

Satz ]j\g Krankenkassen

; .ch ricla

daß diu Kimmungen der $$ 254, E

dem ( RVO. fremd sind. m

n wir in der SV. \ n, dui

mdsätzli sttmgszusichcrungen aus-

geschlossen werden. I>er Ii Unfail-

rsicherung hat z. B. nach $ 558 RVO. grund-
tzlich zu gewähren: 1. Krankenbehandlun_

2 Beruf! Weite oder Kranken-

Id, Tagegeld, Familiengeld für die Dauer der

Erwerbsunfähigkeit Dabei beginnt die Ver¬

pflichtung zur Gewährung einer Rente mit tlem

Wegfall des Krankengeldes aus tler Kranken-

rsicheiung, spätestens jedoch mit Beginn der

27. Woche nach dem Unfall. Obgleich es sich

Ider um eine grundsätzliche Rentenzusicherung
für alle mit voller odei teilweiser Erwerbs¬

unfähigkeit verbundenen Unfälle handelt,

schließt ciennoch der § 559 Abs. 1 die Unfälle

von elieser Zusicherung aus, bei denen die zu

entschädigende Erwerbsunfähigkeit nicht über

die 13. Woche hinaus andauert. Trotz dieses

Ausschlusses von der Rentengewährung ist da¬

mit ein Versagen der Ersatzansprüche der Trä¬

ger der KV. für die durchgeführten Heilver¬

fahren nicht verbunden. Es handelt sich hier

um eine Bestimmung, tue lediglich das Ver¬

hältnis zwischen dem Verletzten und der BG.,
niciit /iber auch das Verhältnis zwischen Kk.

untl BG. berührt. In die Reihe dieser Bestim¬

mungen muß auch die erwähnte Vorschrift der

Notverordnung vom 9. Dezember 1931 ein-

gereiht werden. Sollte das nicht der Fall sein,
tlann hätte diese Vorschrift nicht nur im Ab¬

schnitt „Unfallversicherung", 3. Buch der RVO.,

sondern auch im Abschnitt „Beziehungen der

Versie herungsträger zueinander und zu an¬

deren Verpflichteten'4, 5. Buch der RVO. Auf¬

nahme finden müssen. Mecklenburg ist also

Inizustimmen, wenn er aus diesen Gründen

eint* Schmälerun. dt Ersatzansprüche ier

Ernst Rahm, Hamm f. Westf

n trf irund dt Bestimmungen
NotVt ir unzulässig erklärt. Aber auch au

pri\ chtlichen Erwägungen halte ich t

ganze oder teilweise Ablehnung der Ersat
'ier Kk.en entsprechend dem Schu

für ungerechtfertigt. Nach der Ent¬

se: .mg des RG. vom 9. Oktober 1924 ist

S< zur vollen und nicht zur quott

{, im Verhältnis zur Schuld stehend

Befriedigung des Ersatzanspruchs des Trägers
r KV. verpflichtet. Jedoch soll die Leistung

nicht den Betrag übersteigen, den der Sc:

diger entsprechend seinem Schuldverhähms

dem Verletzten gegenüber nach der Gesamt¬

schadenshöhe überhaupt zu leisten verpflichtet
. Sind daher bei einem Verkehrsunfall d

Schädiger (Ersatzverpflichteten) zwei Drii

der Schuld zugeschoben worden, dann muß er

bei einer Gesamt Schadenssumme von bei¬

spielsweise 1200 RM. dem Ersatzberechtigten
(Verletzten) 800 RM. erstatten. Die Kk. kann

daher auch nur bis zu diesem Betrage Ersatz¬

forderungen geltend machen. Sind jedoch di»

Forderungen geringer als der vom Ersatzver¬

pflichteten zu tragende Anteil, so verbleibt der

Rest dem Ersatzberechtigten. Sind dagegen die

Forderungen höher, so verbleibt der Mehr¬

betrag zu Lasten der Kk. In der Regel dürfte

der letztere Fall nur selten eintreten.

Da nun den BG.en im Umfange der §§ 234, S46

BGB. die Rechtsvorteiie eines m i t schuldigen
Schädigers zugestanden worden sind, müssen

sie auch die in der Rechtsprechung für diesen

Rechtsvorteil gefundene Definition gegen sich

gelten lassen, da sie jetzt unzweideutig in die

Rolle des Schädigers hineingedrängt worden

sind, obgleich dies auch schon durch die obli¬

gatorische Versicherung selbst zum Ausdruck

gebracht worden ist.

Es ist demnach unstreitig, daß sowohl die Be¬

stimmungen der RVO., als auch die sinn¬

gemäße Anwendung gleichartiger Vorschriften

des BGB. der ganzen oder teilweisen Ableh¬

nung der Ersatzforderung der Kk. entsprechend
tlem Schuldverhältnis entgegenstehen. Dem

vorgetragenen Begehren der BG. fehlt daher

jede gesetzliche und rechtliche Unterlage. Ent¬

sprechende Anträge sind deshalb abzulehnen.

Die Schiedsklausel in Verträgen der

Krankenkassen Hans Adolf Aye, Halle a. d. Saale

In Vertr i Kk.en mit ihren Helfern und

Fit nten ist häufig für die Entscheitlung von

Streit igk< tler ordentliche Rechtsweg aus-

•sch. n und le Zuständigkeit eines

Schiedsg< (SchG.) \ nbert Die Vor¬

züge eines SchG. lit vor allem darin, dafi

sich die Parteien ihren Richter selbst au

wählen und dabei auf dl a besondere Sach¬

kunde Bedacht nehmen können. Außerdt

läßt sich d Verfahrt vereinfachen, b<
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.leunigen, schließlich häufig auch noch ver-

? n. Diese Vorteile sind aber davon ab-

g, daß das schi gerichtliche Verfahren

durchgeführt wird, daß der SchSpru

nicht wegen Verfahrensmängel aufgehoben
oder tlas Gericht die Vollstreckbarkeit

rklärung des SchSpruches ablehnt.

Die Durchsicht der SchVertragsabreden in den

Verträgen der Kk.en zeigt nun, daß die Be-

immungen vielfach keineswegs eindeutig ge¬

nug formuliert sind, so daß Schwierigkeiten bei

Durchführung des Verfahrens ausgeschlossen
nd. Unsere Darstellung will den Verwaltungs¬

praktiker mit den Vorschriften des schieds-

? richtlichen Verfahrens vertraut machen, um

iner Klee Nachteile zu ersparen.

Bei der Schiedsklausel ist zunächst zu prüfen,
!> tlie Parteien eine hiedsgerichtliche Ent-

heidung unter Ausschluß des Rechtsweges

vereinbaren wollen oder ob lediglich ein Ver¬

mittlungsversuch durch eine SchStelle beab-

chtigt ist. Im letzteren Falle handelt es sich

nicht um ein Schieds gericht, sondern hier

kann jede Partei, die den Einigungsvorschlag
nicht annehmen will, jederzeit das ordentliche

Gericht anrufen. Vielfach sehen die Verträge

allerdings vor, daß der Einigungsausschuß sich,

wenn sein Vorschlag abgelehnt wird, durch

Bestimmung eines Obmanns zu einem SchG.

umbilden soll.

Ein SchVertrag ist insoweit zulässig, als die

Parteien über einen Streitgegenstand einen

Vergleich zu schließen berechtigt sind (§ 1025

ZPO.). Die Zuständigkeit des SchG. ist also

vor allem für vermögensrechtliche Streitfälle

begründet. Ist dafür ein SchVertrag ge¬

schlossen, so kann die auf Leistung in An¬

spruch genommene Partei die Einlassung vor

dem ordentlichen Gericht verweigern ($ 274

ZPO.). Zu entscheiden hat dann ausschließlich

s SchG.

Zu beachten ist vor allem, daß das SchG. ein

Gericht ist. Es wird zwar in seiner Zu¬

sammensetzung von den Parteien bestimmt, er¬

läßt aber Urteile, die in ihrer Wirkung den

Urteilen eler ordentlichen Gerichte fast gleich¬
stellt und vor allem vollstreckbar sintl. Das

muß man sich stets vor Augen halten, da man

sonst Wesen und Bedeutung des SchG. ver¬

kennen würde.

Das schiedsgerichtliche Verfahren soll zwar

den Parteien möglichste Freiheit geben, es ist

ibei doch an bestimmte Vorschritten ge¬

bunden, die im 10. Buche der ZPO. enthalten

sinel. Dal>ei sintl zu entscheiden swingende
und instruktive Bestimmungen. Während jene

u htet wei tlen müssen, >11 nicht tlas

hVerfahren unwirksam werden, haben die

struktiven Vorschriften den Zweck, den

P trteien Hinweise su geben, wie si- erfahren

?Hen, i hingen zu treffen, wenn tler

SchVertrag lückenhaft ist.

Im einzelnen ist zum SchVerfahren hauptsäch¬
lich folgendes zu bemerken:

Der Anrufung des SchG. sollte stets ein Mei¬

nung^ tausch unter den Parteien vorangehen,
um unnötige Kosten zu vermeiden. Führt die

Auseinandersetzung nicht zur Beilegung des

Streitfalles, dann sollte die Kk. oder die

Gegenpartei allerdings unverzüglich die Ent¬

scheidung des SchG. verlangen. D chieht

durch eine Mitteilung an die Gegenpartei, wo¬

bei der ernannte SchRichter bekanntgegeben
und der Gegenpartei eine Frist für die Er¬

nennung ihres SchRichters gesetzt wird. Die

Frist wird mindestens eine Woche betragen

müssen. Gleichzeitig muß eine Erklärung des

SchRichters, ob er das Amt annimmt, herbei¬

geführt werden. Ernennt die Gegenpartei den

SchRichter nicht fristgemäß, so erfolgt seine

Ernennung auf Antrag durch die im SchVer¬

trage vorgesehene Stelle (etwa den Vorsitzen¬

des OVA.) oder durch das nach § 1045 ZPO.

zuständige ordentliche Gericht.

Die ernannten SchRichter einigen sich nun

untereinander über einen Obmann, sofern

dessen Person nicht schon im SchVertrag be¬

stimmt ist. Einigen sie sich nicht und ist auch

im SchVertrag eine Regelung nicht getroffen
oder lehnt der Obmann die Annahme des

Amtes ab, so wird der SchVertrag unausführ¬

bar und damit nach herrschender Meinung

hinfällig. Eine Möglichkeit, das ordentliche

Gericht wegen Ernennung des Obmannes an¬

zugehen, besteht nicht. Es ist deshalb außer¬

ordentlich wichtig, für diesen Fall im SchVer¬

trage Vorsorge zu treffen, da sonst u. U. die

SchKlausel unwirksam bleibt.

SchRichter kann an sich jeder anständige, zu¬

rechnungsfähige Mensch sein. Ausgeschlossen

sind aber die Parteien selbst und ihre gesetz¬

lichen Vertreter. Das ergibt sich aus dem all¬

gemeinen Rechtssatz, daß niemand in eigener

Sache Richter sein kann, wird aber in der

Praxis nur zu oft übersehen. Gelegentlich
finden sich sogar in SchVertrügen Bestim¬

mungen, wonach von jeder Vertragspartei ein

Mitglietl dem SchG. angehören soll. Eine

SchStelle, in der auf der Kassenseite ein Mit¬

glied des Vorstandes, auf der Gegenseite ein

Mitglied tler Kollektivpartei vertreten sintl, ist

kein Sch Gericht und kann deshalb voll¬

streckbare Urteile nicht fällen. Wenn eine

Partei den Spruch einer solchen SchStelle nicht

anerkennen will, kann sie dazu nicht wungen

werden. Das sollte man insbesondere in den

oben erwähnten Fällen beachten, in denen der

Vertrag einen Einigui asschuß vorsieht, tler

erst bei Nichtanerkennung seines Vermittlung?*

Anschlages (nach Ergänzung dt Ausschusses

durch einen Obmann) einen SchSpruch fällen

soll. Während dem Einigungsausschufi auch

Vertreter der F ien angehören können, ist
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da kr ein Sch Ger icht nicht zulässij Er¬

ft rlichenfalls mub deshalb in den in Rede

stellenden db-n dl neu gebildet
werden«

A b g el eh n 1 werden können SchRichter aus

den gleichen Gründen, die zur Ablehnung eim

Richters im ordentlichen Verfahren berechti¬

gen (vgl. s? 42 ZPO.). Bei Jer Auswahl d

SchRichter wird man deshalb insbesond*

darauf sehen müssen, daß jeder Schein von

Parteilichkeit vermieden wird. Nach dem (

vom 2a Juli 1933 (RGBL I 523) ist übrigei
auch dje Ablehnung von Nichtariern möglich.
U( bei die Ablehnung entscheidet im Zweifels¬

falle d ordentliche Gericht.

Von besonderer Bedeutung ist die schiedsver*

tragliche Regelung für den Fall tles Wegfall!
eines SchRichters Ist darüber im Vertrage
nichts gei it, so tritt tler SchVertrag außer

Kraft, wenn eler weggefallene SchRichter im

Vertrage von vornherein benannt war untl die

Parteien sich jetzt nicht anders einigen. War

tlie Pei son (h-s SchRichters nicht im Vertragt*

bestimmt, tlann hat an Stelle des weggefallenen
die Partei einen anderen SchRichter zu er¬

nennen. Die Gegenpartei kann dabei eint*

Frist set/en, nach deren fruchtlosem Ablauf

auf Antrag tlas Gericht den SchRichter ernennt

Zur Vorb tung des SchSpruches reicht d

treibende Partei eine förmliche Klage¬
schrift ein, tlie auher tler Bezeichnung der

Parteien untl einer genauen Darstellung des

Sachverhalts einen bestimmten Klageantr«
und Angabe tler Beweismittel enthalten soll.

Die Klage* wird tlem Obmann Übersandt, dem

die Pio/ebleitung obliegt und dea eine Gegen¬

äußerung der beklagten Partei (anfordert. Ist

«las Verfahren Km SchVerti nicht geregelt,
so bestimmen es die Schlichter nach freiem

Ermessen. Dem Beklagten muß aber unt*

allen Umständen Gelegenheit zur Aeußerung

gegeben werden, wenn tlas Verfahren nicht

rechtsungültig werden soll. Bim mündliche

Verhandlung vor dem SchG. ist nicht vorge¬

schrieben, aber üblich.

Das SchG« hat zunächst seine Zuständigkeit zu

prüfen« Bejaht es Sie, so entscheitlet es nach

»heimer Beratung mit Stimmenmehrheit Di

Entscheidung kann sine vorläufige (z. B. Be¬

weisbeschluß) otler e»ne endgültige (SchSpruch)
si in. Im Beweisverfahren kann tlas SchG*

Zeugen und Sachverständige, wenn sit» frei¬

willig tascheinen, selbst ver nehmen, lhie etw

angeordnete Beeidigung bleibt jedoch dem

ordentlichen Gericht vo»behalten, ebenso di

Abnahme tles Parteieid«:

Ueber den Gang tler Verhandlung ist ein Pro¬

tokoll aufzunehmen und von den SchRichtern

eu unterschreiben. Der SchSpruch ist mit

inden zu versehen untl muß von den Sch¬

Richtern unterzeichnet und datiert werden. J.

Auslei tigung des Spruches ist den Par¬

teien zuzustellen. Das Original, das (in Preußen)
verstempelt werden muß, ist mit den Zustel¬

lungsurkunden dem ordentlichen Gericht zui

Aufbewahrung zu übergeben.

Dt SchSpruch wirkt unter den Partei

wie ein rechtskräftiges Urteil. Die Voll-

streckbarkeit beantragt die obsi

ende Partei beim ordentlichen Gericht,

th sie nach Anhörung der Gegenpart
durch Beschluß tader, nach mündlicher Ver¬

handlung, durch Urteil ausspricht. Gegen
den Beschluß des Gerichts ist Widerspruch,
gegen das Urteil Berufung oder Revision g<

geben.

Lehnt tlas Gericht die Vollstreckbarkeit ab, so

muß es gleichseitig den SchSpruch aufheben.

Die Aufhebungsgi finde ergeben sich aus § 1041

ZPO. Die Aufhebung tles SchSpruches kann

auch nach seiner Vollstreckbarkeitserklärung
durch eine Klage nach $ 1044 ZPO. angestrebt
werden.

Ein Vergleich der Parteien ist auch nach

Einleitung ch SchVerfahrens möglich. Ein

sogenannter SchVergleich liegt aber nur vor,

wenn tler Schuldner sich darin der sofortigen
Zwangsvollstreckung unterwirft und wenn der

Vergleich von Parteien und SchRichtern unter¬

zeichnet untl tlatiert und beim Gericht nieder*

gelegt ist. Ein solcher SchVergleich wird vom

Gericht auf Antrag für vollstreckbar erklärt.

Das ist bei dem gewöhnlichen Vergleich nicht

möglich; hier bedarf es zunächst noch einer

Klage aut Vergleic hsei lüllung.

Die Verfahrenskosten bestimmt d

SchG.r wenn sie nicht schon im SchVertrnge

geregelt sind, nach freiem Ermessen. D

SchG« kann einen KostenvorschuS einfordern

und sein Tätigwerden von th n Zahlung

abhängig machen.

Zusammenfassend ist in sagten, tlaß ein guter

SchVertrag mindestens folgendes enthalten

muß: 1. die Art der Ernennung der SchRichter,

Regelung beim Wegfall von SchRichtern,

eint* Bestimmung über tlas anzuwendende

Recht, 4. d'w Bestimmung tles für tlie* Form-

\a »rschriften zuständigen ordentlichen Gerichts

und o. die Kostcadrage. Nur wenn diese Er-

fordernisse Ihm Formulierung des SchVertrages
beachtet wurden* werden Schwierigkeiten bei

Durchführung vermieden« Erforderlich

ist aber auch, daß SOWOhl tlie Parteien als auch

insbesondere die SchRichter mit dem SchVer-

hren genau bekannt sintl, damit nicht dk

SchSpruch wegen Formmängel dei Aufhebung
verfällt Schließlich ist su empfehlen, als ()b~

mann Stets einen Juristen zu benennen, de

über die notwendigen Kenntnisse der Formalien

\ erfügt.
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Änderung der Ausführungs¬
vorschriften zur VO. über den FAD.

VO. des RAM. vom 20. August 1Q33

GBl. I S. 621) ändert einige Ausführ ungsvor-

hriften zur V< > über den FAD. vom

August 1032 (RGBl. I S. 302, 303). Dana

hält § ö folgende Fassung:
\ls Förderung wird für den Arbeitsdienst-

willigen ein Betrag von höchstens 2,14 RM.

lendertäglich bis zur Dauer von 52 Wochen

innerhalb eines Zeitraum« von 2 Jahren ge¬

währt. Für Persemen tles Führer- und Ver-

•ltungsstumms kann der Reichskommissar

Förderungsdauer über die im Absatz 1

rgesehene Grenze hinaus verlängern.44
ich der bisherigen Fassung wurde zur Förde-

ng nur ein Betrag von 2 RM. Wochentag!ich
lis zur Dauer von 20 Wochen innerhalb eines

itraumes von zwei Jahren gewährt. Aus¬

nahmen für eine* Verlängerung der Förde-

rungsdauer waren zwar vorgesehen. Durch

Weiterung der Dauer bis zu 52 Wochen ist

nmehr eine einheitliche Begrenzung ges¬
chaffen. Neu ist die Ausnahme für Personen

des Führer- und Verwaltungsstamms. Es ist

damit die Möglichkeit gegeben, bewährte
Kräfte nicht nur für eine begrenzte Zeit, SOn-

rn auch weiterhin dem FAD. nutzbar zu

machen.

§ 27 Abs. 1 a. a. O. sieht die Ermächtigung
les Reichskommissars vor, elie erforderlichen
Uebergangs- und Durchführungsbestimmung

n zum FAD. zu erlassen. Diese Vorschrift
ist erweitert durch Anfügung eines Sati 2:

Er kann insbesondere die Vergütungen für
Inhaber on Führer- und Verwaltungs¬

ellen regeln, soweit nicht tler Reichsarbeits¬
minister eine Regelung trifft."

In Kraft getreten sintl diese Aenderungen mit

Wirkung vom 1. August 1033.

Anpassung der Bezeichnungen in den Ge¬

schäfts- und Rechnungsergebnissen der

Krankenkassen.

heid dl Statistischen Reichsamts vom

6, September 1033 (3600/6. 6. 33).
Anpassung der Bezeichnungen der

uf S. 1 tles Teils A der „Geschäfts- und

chnunj gebnisse der Kk.en" ufgeführt
Spitzenverbände an die jetzigen Bezeichnungen

stehen keine Betlenken. An die Stelle der
Ziffern 1 bis 5 hätte su treten:

I. Reichsverband der Ortskrankenk n in
rlin-Charlottenbur

Reichsverband der Landkrankenk n in

Berlin,
&. Reichsverband der Betriebskrankenkassen in

n.
4. Reichsverband tl« Innungskrankenkasst

I lannover.

Versicherungsfreiheit der Landhelfer

in der AlVers.

Mitteilun des Präs. des LAA. Brandenburg
(III, 1 71 13).

häftigung als L a n d h e Iter ist na

er Rundverfügur cfc Herrn P \i

RfAuA. ls versicherungsfrei emüß $ 72

AVAVG. anzusehen. Mit Rücksicht darauf,
dafi tlie Landhelfer vom Arbeitsamt selbst ver¬

mittelt werden, hat der Herr Präs. tler Reichs¬
anstalt mit Erlaß vom 31. Juli 1033 — III
7126 42 — angeordnet, daß auf die Erstattung
von Befreiungsanzeigen für Landhelfer gemäß
$ 85a AVAVG. zu verzichten ist. Ich bitte von

dieser Anordnung Kenntnis zu nehmen und

c ntsprechend zu verfahren.

Aushänge politischen Inhalts in den

Diensträumen.

Runderlafi tles Preuß. FinMin. zugleich im
Namen des MPr. und sämtl. StM. über die

Erziehung zum nationalsozialistischen Staats-

getlanken vom 24. August 1933 — IC
15(K) 14. S. — (MinBl. für tlie preuß. innere

Verwaltung Teil II Ausg. A Spalte 415).

1. Aushänge der NSDAP, untl ihrer partei¬
amtlichen Unterorganisationen (z. B. Fach¬

schaften, NSBO., NSJuristenbund, NSLehrer-

bund, SA. usw.) in den Diensträumen sn den

für Aushänge bestimmten Plätzen sind zugt

i issen, soweit nicht etwa im Einzelfall ihr In¬

halt den Staatsinteressen zuwiderläuft (z. B.

tlurch Kritik gegenüber emer Behörde oder

einzelner Beamten).

2. Gleiches gilt für Werbeaushänge der partei¬
amtlichen Zeitungen und Zeitschriften tler

NSDAP.

i. Aushänge von Organisationen, die nicht ier

NSDAP, parteiamtlich zugehören (/. B. Be-

aintenverbänth Arbeitnehmervereinigungen)
sind nur dann zuzulassen« wenn tlie schriftliche

Befürwortung der örtlichen politischen Leitung
ier NSDAP, otler .ihrer zuständigen Unter¬

organisationen (z. B. Fachschaft, NSBO.) bei¬

bracht wird.

4. Die Gemeinden (Gemeindeverbände) sowie

die sonstigen Körperschaften tles öffentlichen

Rechts wertlen ersucht, entsprechende An¬

weisungen zu erlassen.

Wählbarkeit und Wahlberechtigung der

Arbeitsdienstwilligen.
Bescheid les RAM. vom 31. August 1033 (IIa
Nr. 9351/33).

Nach S 10 dei Ausführungsvorschriften zur

VO. über den FAD. vom 2. August 1032

(RGBl. I S. 302) gelten Arbeitsdienstwilli-

gen in tler KV. als .Pflichtversicherte; sie sintl

.her aueh wählbar und wahlberechtigt im

gj 11 ff. RVO

Zurückstellung der Reform der Arbeits¬

losenversicherung.
Wie wir der espresse entnehmen« ler

Pi ent des RAM., Oberregierungsrat
Dr. Münz in einem Aufsat/ über die sozial¬

politische G tzgebung seit dem 30. Januar

1033 u. mitgeteilt, dafi tue R> m er

V1V< Vordringlichkeil des Ar-

l.eitsb« -gramms bis zum I. April
1034 zurück eilt worden ist.
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Bezüge der auf Grund des

Berufsbeamtengesetzes Entlassenen

und Sozialversicherungsbeiträge.

Erlafi des RAM. vom 24. Iuni 1033 Ia

fl 1137 33 (Mitteilungen RfA. S. 38).
In rlen Fällen, in denen auf Grund der §§ 2 bis

4 tles ( zur Wiederh» llung des B<

lufsbeamtentum ent! nen Arbeitnehmern

nach Beendig ui des Beschäftigungsverhält-

nisst noch h Ix-gren/t die bisherig

Bez belassen werden (£ 2 Abs. 1 Satz

^ 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Satz 2 entS] hend),

uteri st» I ige nach § 36 Abs. 1

Zifft der Lohnsteuer; S Iversiche-

r ungsl>citräge sind in diesen Fällen dagegen

nicht zu entrichten, da Voraussetzui

hierfür das Bestehen eines Beschäftigungsve r-

hältnh ist.

Bescheinigungen für die

Gewährung von Ehestandsdarlehen«

Eine tler Voraussetzungen für die Gewährung
<les Lhestandsdarlehens ist nach Abschn. V

Nr. 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Verminderung

der Arbeitslosigkeit vom 1. Juni 1933 (RGBl.
I S. 326), daß die künftige Ehefrau in der Zeit

/wischen dem 1. Juni 1931 und 31. Mai 1933

mindestens sechs Monate lang im Inland in

einem Arbeitnehrnerverhültnis gestanden hat.

Diese Tatsache ist nach § 3 Abs. 1 der ED-

DVO. vom 20. Juni 1933 (RGBl. I S. 377)
elurch eine Bescheinigung des Arbg.s nachzu¬

weisen. In der Bescheinigung ist auch zu be¬

st en, daß der Arbg. nicht ein Verwandter

aufsteigender Linie ist. Nach § 4 a. a. O.

stehen den Verwandten aufsteigender Linie

(Eltern unel Voreltern) Adoptiveltern und

Stiefeltern der künftigen Ehefrau gleich. Be¬

stehen Zweifel hinsichtlich der Richtigkeit der

Angaben über die Beschäftigung eis Arbeit¬

nehmerin, so kann die Beibringung- einer Be¬

scheinigung eler Kk. gefordert werden.

Nicht nur in Zweifelsfällen über die Richtig¬
keit der Angaben, sondern auch dann wird

die Bescheinigung der Kk. notwendig sein,

wenn die Firma inzwischen aufgelöst orler tler

frühere Arbg. unbekannt verzogen ist. Ob die

Arbcitnehmerin in der gemeldeten Zeit tat-

ichlirh 1 häftigt war, weiß die Kk. nicht

immer, weil nicht jede Mitgliedschaft nachge¬

prüft werden kann. Die Möglichkeit, daß sie

tler Arfcg. bei Antrabe ler Daten gegenüber
der Kk. geirrt hat, besteht. Deshalb elürfte sich

aus Gründen eler Vorsicht und Korrektheit

empfehlen, iß die Kk dio ihr gemeldeten
Daten nicht als Beschäftiguni it bezeichnet,
meiern bescheinigt, elaß eler Arbg. die künf¬

tige Ehefrau in der gemeldeten Zeit als Arbeit¬

nehmer in bei ihr gegen Krankheit versichert

hatte. Die Bescheinigung ist von eler Kk. ge¬

bührenfrei sie teilen. H |

Das neue Wechselgesetz.

Zu einem noch zu bestimmenden Zeitpunkt,
vo! sichtlich \ 1. Januar 1934, wird die

geltenele Wec hselordnung von 1SW durc! ls

soeb veröffentlicht Wechselgesetz (\\

21. Juni 1933. RGBl. I 399, abgelöst wer-

n. Für UYchsel, vor dem Inkrafttreten

lit ind, bleiben die Vor¬

schriften des alten Rechts maßgebend;
neue Wechsel treten aber eine Reihe bedeu

mer Aenderungen n. Wechsel Sch_>

unkundiger sind dann nichtig, selbst wenn i

Unterschriftszeichen öffentlich beglaubigt
Wechsel ohne Angabe der Verfallzeit, die n

geltendem Recht nichtig sind, gelten als Sit

w» el. Meß- und Marktwechsel werden i

zuläss. Trassiert eigene Wechsel (Ko

manditwechsel) sind auch dann möglich, w« i

ddungsort und Ausstellungsort zusamnv

fallen. Die Ausfüllung" eines Blankowechs

mit einer höheren Summe als der ver»

barten, überhaupt elie abredewidrige Aus

füliur. ein« in irgendeinem Punkt unvoll

ständigen Wechselformulars kann jetzt b

kanntlich einem gutgläubigen Indossanten nicla

entgegengehalten werden; er kann Zahlung- na«

Maßgabe des Wechselinhalts verlangen. I

Zukunft genügt aber schon grobe Fahrlässi

keit des Indossanten, um sein Wechseln «

auf elie Leistung zu beschränken, die der Ab¬

machung zwischen Aussteller trnd Remittt

entsprochen hätte (Art. 10 WG.). Nach Art. 11

WG. sintl, anders als nach dem geltend»
Art. 82 WO., gegenüber elem Wechselgläubigei

grundsätzlich alle Einreden zulässig, nur nicht

solche, elie sich auf elie unmittelbaren I

Ziehungen des Schuldners zum Aussteller od

zu einem früheren Inhaber stützen, wenn nichl

der Gläubiger bei dem Erwerb des Wechsels

bewußt zum Nachteil des Schuldners, also in

Kenntnis der Einreden, gehandelt hat. Ein In¬

dossament nach Ablauf der Protestpflicht h

stets die Wirkung einer gewöhnlichen A

tretung, gleichgültig ob der Wechsel protestiert
war oder nicht. Ehe Vorlegung des Wechsels

zur Annahme (Akzeptation) kann nicht mehr

am Verfalltage oder in der Protestfrist er¬

folgen; der Protest ist nicht mehr am Verfall¬

tage selbst, sondern nur an den beiden folgen¬
den Werktagen zulässig. Der Bezogene braucht

sich nicht sofort zu entscheiden, ob er den

Wechsel annehmen will, sondern kann noch¬

malige Vorlegung am nächsten Werktage vei

langen. Der Akzeptant kann die Annahm

erklärung vor der Rückgabe des Wechsels

durchstreichen und haftet dann nicht; nur wenn

er anderen Personen schriftlich mitgeteilt hat.

daß er den Wechsel angenommen habe, haftet

er wechselmüßig. Auch über die Verweigerun
eler Annahme, nicht bloß über die der Zahlum

muß der Inhaber seinen Vormann und dea

Aussteller innerhalb von 4 Werktagen benach¬

richtigen, z. B. durch einfache Rücksendun

s wechseis. In Zukunft wird es schließlie

einen Rückgriff auf Zahlung vor dem Verfall¬

tag geben, wenn die Annahme verweigert ode

über elas Vermögen des Bezogenen oder Au^

stellers das Konkurs- oder Vergleichsverfah: I

eröffnet wird oder wenn der Bezogene die

Zahlungen einstellt oder eine Pfändung bei ihr

fruchtlos ausfällt.

Ende derVerstcherungspfl icht undWeiter¬

gewährung von Entgelt«
rundsätzlich endet die VPfl. eine Ver¬

sicherten mit dem Aufhören der tatsächlich

Verfügungsmacht des Arbg.s über den Arbi

Di V**rfügungsmacht schließt «lie» Dienst
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eitS4 haft Arbn.s in sich ein. Zweifel¬

et ist die I e, mit welchem T dit*

VPfl- endet, wenn Lohn oder Gehal; Kit

ird, ohne daß der Arbn. hierfür Arb

?et. Dieses ist immer dann der Fall, wenn

ei Arbn. beurlaubt wird und seine Arbeits-

te sofort verl n muß. Hier endet die

VPfl. nicht schon durch das Fernbleiben von

Arbeitsstätte. Das Beschäftigungsverhält-
besteht vielmehr weiter; es ist zwar

nterbrochen, nicht aber be¬

ide t. Da das Beschäftigungsverhältnis
jedoch stets solange weiter besteht, als ein¬

mal die Dienstbereitschaft des Arbn.s und

Itaerseits die- Verfügungsmacht Arbg
ber den Arbn. besteht, endet die VPfl.

st mit der endgültigen Entlassung. Diese

Ansicht deckt sich auch mit der E. des RVA.

vom 7. Dezember 1926 (AN. 1927 S. 581), in

welcher ausgeführt ist, daß das elie VPfl. be~

rundende Beschäftigungsverhältnis auch nach

der Beendigung der tatsächlichen Beschaff¬

ung des Arbn.s nicht erlischt, solange elas

er Beschäftigung zugruneJe liegende Dienst¬

ler Arbeitsvertragsverhältnis und der sich

.raus ergebende Anspruch des Arbn.s auf

tue Gewährung des vertragsmäßigen Ent-

dts weiter besteht.

Hierher gehören in neuerer Zeit besonders

die Fäll in denen eine Beurlaubung bzw.

Entlassung rfuf Grund eh Berufsbeamten¬

etzes vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 175 ff.)
und der hierzu ergangenen Zweiten Durch-

luhrungs-VO. vom 4. Mai 1933 (RGBl. I

S. 233 ff.) vorgenommen wird. Arbn., welche

wegen mangelnder Eignung oder wegen na¬

tionaler Unzuverlässigkeit fristlos entlassen

werden, erhalten unter bestimmten Voraus-

tzungen auf die Dauer von drei Monaten

nach der Entlassung ihre bisherigen Bezüge
iter. Für diese Zeit besteht elie VPfl.

nicht. Es sind zwar Dienstbezüge, die an

und für sich eine Vergütung aus dem Dienst¬

und Arbeitsvertragsverhältnis darstellen; ela

e aber für die Zeit nach der Entlassung ge¬

währt werden, entfällt eiie VPfl., weil eine

wesentliche Voraussetzung der VPfl., nämlich

<jie Verfügungsmacht des Arbg über elie

Arbeitskraft des Arbn.s, fehlt.

Anders ist die Dauer der VPfl. für Ange¬
stellte unc: Arbeiter, die auf Grund des oben

? rwähnten Gesetzes wt nichtarischt i Ab-

immun? aus dem Arbeitsverhältnis aus-

schei len, zu beurteilen. Diese Personen-

ruppen sind mit einer Frist von einem Mo-

t zum Monatsschluß ztr kündigen. In ei rn

Falle werden ihnen auf elie Dauer von drei

Monaten ihre bisherigen Bezüge belassen. Die

VPfl. endet hier mit elem Ablauf er

ü n d i g u n g s f r i s t.

Willi Labaneiter, Bielefeld.

Familienpolitik im Ärzte-, Zahnärzte-

und Dentistenrecht.

Die Reichsregier hat keinen Zweifel darüber

daß sie aus bevölkerungs- und wirt-

haftspolitischen Gründen mit aller Kraft da-

strebt, dem kinderreichen Familienvater

l allen Gebieten den Vorzug vor dem kindt .

• >•!? em Jung Ilen zu \\. D

kommt nicht nur in ihren Kundgebungen zum

Ausdruck, auch in einigen kleineren Gasstz-
bungswerken ist undsatz schon Vi

wirklicht. Die am 28. Juli 1933 in Kraft ge-

Zulassungsordnung (ZulO.) tür Zahn¬

ärzte unel Dentisten zeigt dit besonders

utlich.

Die neue ZulO. ist der für Aerzte bereits s

längerer Zeit geltenden weitgehenri nacht'
bildet. Gerade in familienpolitischer Hinsicht

unterscheidet sie sich aber von der ZulO. für

Aerzte ganz erheblich. Die letztere nahm aul

elen Familienstand der Zuzulassenden grund-
itzlich keine Rücksicht. Fin mit Unterhalts-

f)flichten für Familienangehörige belasteter Zu-

ssungsbewerber konnte höchstens geltend
machen, daß bei ihm „besondere wirtschaftliche

Verhältnisse" vorlägen, die bei der Auswahl

unter mehreren Zulassungsbewerbern zu be¬

rücksichtigen seien. Tatsächlich haben sich

viele Zulassungsbewerber hierauf auch berufen.

Bei sonst gleichen Verhältnissen haben auch die

Schiedsinstanzen in der Regel dem Verheirate¬

ten mit Kindern den Vorzug vor anderen Zu¬

lassungbewerbern gegeben. Eine zwingende
Verpflichtung bestand aber dazu nicht.

Die ZulO. für Zahnärzte und Dentisten ent¬

wickelt nun die Praxis der Schiedsinstanzen

folgerichtig fort. Allerdings gibt auch sie dem

verheirateten und mit Kindern gesegneten Zu-

lassunerbewerber keinen unbedingten Zu-

lassungsanspruch derart, daß er unter allen

Umständen zuzulassen wäre. Voraussetzung
auch für die Zulassung verheirateter Bewerber

ist, daß überhaupt eine Zulassung stattfinden

kann. Entweder müssen also in den maßgeben¬
den Zahnarzt- und Dentistenzahlen Ausfälle

entstanden sein, oder aber die Zahlen müssen

überhaupt noch nicht erfüllt sein. Ist aber eine

Stelle frei, und bewerben sich um diese Stelle

mehrere Zahnärzte und Dentisten, dann genießt
nach § 30 der ZulO. der Verheiratete gegen¬
über den anderen Bewerbern den Vorzug. Sind

mehrere Bewerber verheiratet, dann richtet sich

elie Reihenfolge danach, ob sie unversorgte
Kinder haben. Die ZulO. sagt zwar nicht aus¬

drücklich, daß der Verheiratete mit der höheren

Kinderzahl den Vorzug vor dem mit eler niede¬

ren hat, doch ist elies als selbstverständlich zu

unterstellen.

Der Hinweis auf die „unversorgten Kinder4' in

eler Bestimmung des § 3<) Nr. 2 ZulO. gibt auch

gleichzeitig einen Anhaltspunkt dafür, wie es

mit der Zulassung* verheirateter Bewerberini.

zu halten ist. Streng nach dem Wortlaut eler

Bestimmung müßten auch sie eias Vorzugsrecht
der Verheirateten bei der Zulassung genießen.
Dagegen ist auch nichts einzuwenden, irenn elie*

Bewerberin die Ernährerin der Familie ist. In

diesem Sinne wirel auch e-ine verwitwet»

Ii» I>erin elen verheirateten gleichzustellt
¦ein. Wenn aber eler Ehegatte der B berin

bst i erbstätig ist und im wesentlichen <¦

Aufwand eler Familie bestreiten kann, dann

wird die Bestimmung a. a. O. m. I:. nicht an¬

wendet werden keinnen. Der Sinn eier B<

Stimmung ist e nsichtlich eler. dem Vt

heirateten als »lern für den Staat wertvolleren

en eine wirtschaftliche Erleicht
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rung zu gi ren. Wenn eias nicht schon aus

i Bestimm ibst 1. -ling* mn wüß¬

ten wir es aus den verschiedenen Kundgebun-
der Reichsregierung. Deshalb kann die I

.mmung auf unverheiratete Bewerberinnen,

n Familie durch die Erwerbstatigkett des

imilienoberhauptes hinn orgt ist,

Anwendung find« i sich sogar,

ob ichl Bewerberinnen hinter

anderen Zulassungsbewerbern werden zurück-

hen müssen. Zwar heißt es im $ 28 der ZulO.,

erhei te P> rberinnen nicht lediglich
im Hinblick aut du- Tat ihrer Verheiratung

hinter anderen zurückgestellt werelen dürfen.

i l tber nicht zweifelhaft sein, und das

Reichsschiedsamt hat darauf uch chon in

tscheidungen hingewiesen (29. 12. 32 RSch.

inj 32), dem beim Hinzutreten anderer Um-

• rch dk r Verheiratung für

eine Nichtzulassung von Bewerberinnen mitbe-

stimi in kann. Dazu gehört aber unter

anderem ii die elurch die latsactu r Vi

he-ir/rtur» beeinflufit* Versorgung eh Be¬

in (RABL 25, 130).
Ein w« <-s Vorrecht genit Ina der Zu-

issung noch die Verheirate mit Kindern,
elie seit mindestens S Jahren aul i m Lan

ock in einer Kleinstaelt als Zahnärzte oder

Zahntechniker tätig waren. Diese haben» wenn

überhaupt Zulassungen erfolgen können, An¬

spruch auf bevorzugte Zulassung gegenüber
anderen Bewerbern in Orten mit größeren Aus-

bildungsmöglichkeiten für ihre Kinder. D

Vorzugsrecht ist hier also regional gebunde*
l gilt nicht überall, sondern nur dort, wo de

Zahnarzt oder Dentisten eine bessere Aus-

bildungsmöglichkeit für seine Kinder gebot
wird. Durch die Bestimmung werden zv»

Fliegen mit einer Klappe geschlagen. Einmai

wirel dem mit Kindern Gesegneten eine Er¬

leichterung geboten; dann aber berücksichtigt
di Bestimmung uch einen planwirtschaft¬
lichen Gesichtspunkt. Es ist ja bekannt, daß alle

Heilberufe gern geneigt sinel, auf eine Niede

lassung in eler Kleinstadt und auf dem flachen

Lande zu verzichten. Neben dem Gesicht

punkt, daß tlie Mittel- untl Großstadt mehr ge-

Ilschaftlicl Vorteile bietet, ist dabei vor

allem die Erwägung maßgebend, daß in der

Kleinstat und auf dem Lande meist wenig

Ausbüdungsmöglichkeiten für die Kinder b»

stehen. Hier greift nun eiie Bestimmung des

'30 Nr. 3 ein, indem sie dem Zahnarzt oder

Dentisten tlen Ausweg aus diesem Dilemma

zeigt.
Wie erwähnt, gelten diese Bestimmungen zu-

ichst nur bei eler Zulassung von Zahnärzten

und Dentisten. Es kann aber kaum zweifelhalt

Sein, tlaß sie über kurz otler lang auch in ch

Arztrecht eingefügt werelen. Deshalb bestehen

keine Beelenken, wenn die Schiedsinstanzen sie

auch l>ei eler Zulassung von Aerzten heu

hon anwenden.
Fritz ()kraß, Berlin-Charlottenbui

RECHTSPRECHUNG

Liegen die Sitze von Kk.en, zwischen

denen ein Streit nach § 258 RVO. besteht,
in den Bezirken von OVÄ.ern, die ver¬

schiedenen L&ndern angehören, so be¬

stimmt das RVA. das zuständige OA V.

(Entsdt des RVA. II K 2191 I. I vom 17. Mai

I9S! I.ntsch. .4 Bd 3 4.)

V ii * 'I t ri (, r u n <l «• n Siad in einem Streite aach

RVO. nehrerc Kkm beteiligt, die ihrea Riti im

irk verschiedene! \ te.et li.__>«•?.. bo bestimari Mich

I 171 <>. dai OVA., weichet \ A. »ständig
Habea die KL «n ihrea Sit* im Bezirk verschie¬

dene] (>\ \« immt die oberste Verwaltun

\brde das \ \ ...Irr ()\ \ I iir Falle der \ erliegen-
• Irn \rt. in deaea die streitigen Kassen ihrea Sita ia

den Bezirken roa 0\ te.era haben die verschiedenes

I indem angehörea uiul demgesaäl nicht eiaer und der¬

selben •»!>' d Verwaltungsbehörde aaterttelll sind,
im t.i-K.t/ keine nwsdriichliche Regelni etraffen.

Streif ibec die Leistungen aui def K\. entscheidet

nach $ i \b* ] RVO. i». dem ähnlich liegenden Falle,
«.'«il. twei ia dea Bezirken verschiedener <>\ \« .« r he¬

llende \ te.er ihr«- Zuständigkeit ablehnen, das K\ \

über die Zuständigkeit. ' ater entsprechender Anwcn-

dang dieser Vorsdirift ist nach $ I7W tbs. 2 RVO a

.

ehmen. dafl in gleichet Weise das R\ \ such /ur

iiimii: det inständigen \ \. oder o\ \. berufen

tich um einen Streit zwischea Kk « n aach

kO. bandelt, die ihrea Situ ia dea Bezirken tu

»chiedenen Ländern gehörender 0\ Ke.ew haben. I)«»

mit t audi ia Einklang die in dei I wom II. \j>
\ u\l Bd I i sthaltc kuslef

RVO., dessen schluH«<ttz im ntlieben dei tu

M ie l r

Betreibt ein Nichtarzt ein Krankenhaus,

Sanatorium und dgl., indem er den

Kranken ärztliche Behandlung durch an¬

gestellte Ärzte gewährt, so kommt Ge¬

werbesteuerfreiheit aus dem Gesichts¬

punkt der Ausübung des Berufs als Arzt

weder ganz noch teilweise in Betracht.

Gewinnerzielungsabsicht im Sinne des

§1 Abs.2 GewStVdg. steht außer Zweifel,

wenn der Unternehmer Verzinsung des

eigenen, in dem Betrieb investierten Ka¬

pitals erstrebt.

I:. ties OVG v. 13. Dezember 1932 — VIII G St

503/31.
\ u s ii e ii Gi I ¦ »1 e ¦ : Die Dr. H.scbe Kuranstalt in

B. wird teil deaa Tode det Sanitä i Ur. Ii. rt

«•iner Erbengemeinschaft betrieben, die situ aai Nicht-
ärzten zusammensetzt, /ur Behandlung der Krank

hat die Erbengerneinsdiafl approbierte Aerzte berufen.

Bet «i<r streitigen Veranlagung Iur I9W hat tler Berul.-

tusschal tl Kuranstalt ab ierpflichti|
I nternehmea ai ben. Gt di Berufung«ent-

Bcheidung riditel h die Redttsbeschwerde der Vcr-

snlagten, welcher der Erfolg sa ren n war.

In erster Liaie nimm? Besch* I Iihreria tl e-

freiungsvorschrifl dei * 1 Ziff. 2 G tVdg, ia der

I i zum Inkrafttreten der Novelle von i". \j>ril
19 m Anspruch, wonach a. a. der (

iteuerpflicht nicht die Ausübung dei Berufs als Ar/t

unterlief Soweit eine Heilanstalt (ein Krunkenhu..

oriun u. dgl i durch einea \ r zi als I ater-

aehmer b n wird, hat ()\(. wohl unter

r Herrschaft dei Gewei vom J4 Juni
1891 ach zu tler angegebenen ler <

>uerverordnung all udend «lit- I he

«?li j ihrui b I nterkunfl und Verpflegung ir
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/w der A nag der arztlichen II

um .n fur <

Ul «1 ^ erpfl^ \ ... _ nen

:m zu < St. > -ff..

PrYBl Bd. U S. 373f., Bd Ifi - 200 Nr

I. Btl I 200 Nr 2 — JW. 1*27

tFH. RS BI. 1929 S. 4ML). Gowcibesteuertreibt

•i Betriebs *it nach der angezogenen Be-

orsdirift insbesondere dann, wenn he

ni Beobachtung der Kranken in i

ilt zu reichung des Heilswecks erforderlich

r erzielte \ ebersdiufl über das Mali einer an-

en Vergütung für geleis arztliche Hitigkt
Ereht. Dag interlieg. der

sehlietfiich des Eni Lrztlicber latrjk«

cuerpfli Jn. wenn d islibung der ärztlichen

gkeit für den l'nternehmer eil unter)
It. len beide Zwecke, die ärztliche 1

I nterbri: _ und Verpflegung der

inken anderer gleichwertig nebeneinander

tritt nach § 'T. 2 i <). teils Stent

i « i Steoerpflicht ein (PrVBl.Bd.4l

nn nun hw.-Führerin auf diese Rechtsgrund-
n ch Sinne sich beruft, daß auf völlige Gt

v* rfreiheit ihres Betrieben sn schliefen s«

iberniehi sie. dal die Voraussetzungen tler Bt

frei ungsVorschrift bei (hin n t c r n e h m sieben
in n i. I >.i sidi die Erbengemeinschaft niebt a

\ •» zusammensetzt, kann iuch niciit einen Berul

^ \r/t aus iben. eht die Beschw.-Fthrerin kerzte

i \n llteaverhältnis /ur Behandlung der (ranken

raa so ordnet sie d irztlidie latigkeit ihrem Er¬

werl che unter, in diesem Kall- bort die Wieder¬

herstellung der Gesundheit dei Kranken ichlechthin anm

v rblichen Unternehmen. Demnadi rechtfertigt die

»ächlicht ohne Rechtsbeschwerdegrund .troffene

I llung dei Beruf.-Aussth en Merzte nur

- \r nidit aber nis Unternehmer oder Mit-
• rnehmer die SdlluöfoIgerung, dal tlie Be¬

freiungsvorschrift des > 3 Ziff. 2 i b () im vorliegen¬
den lalle nidit anwendbar il

Die Entscheidung hangt hiernach lediglich von der Fru|
etwa eine der \ § 1 Ab.«

prStVdg. fehlt, wonach ab werhebetrieb jode iort-

auf (»ew inrier/ielun richtete seibständif
lai •. die sich als Beteiligung am allgemeinen
\* ältlichen Verkehr darstellt -(hon in St.

: v 41Slf.f 422; vgl. auth Hog-Areus, Die Preuß.

4 Aufl.. >. ItS Anm. Si /u § 3 u. RFH. in

AV i¥3u St. 82 In dieser Beziehung ist nur be-

ritten. dal die Anstalt mit der Absicht auf (iewinn-

erzielung betrieben werde. Gl« i n n e r / i e 1 u n g s -

t m Sinne tles § l lb*. 2 GewStVdg, kann

allerdii in fehlen, wenn Pflegegelder erhoben

werden, denn es iM möglich, dafl Einnahmen nur in der

Höhe erstrebt werden, daß die Unkosten des Anstalts-
deckt sind. twa darüber hinausgehende

I nnalimen mflsaea sich, sofern die (»ew inner/ielungl
»sieht verneint werden soll, einwandfrei als eine /u-

fällige. nebensächliche Folge des Betrieb« ergeben (E. i.

5t. 7 S. 4>J vnm., PrVerwBl. Bd. 43 - 23§fM 24

RuPrVerwBl. Bd. 51 S. 214 Nr. 4

• ii emer solchen planuia i Beschränkung kann in-

men im vorliegenden Falle keine Roth s. el-
• hr hat die Beschwerdeführerin selber angegeben, d

Erbengern haft habe ihr tmtes Vermögen in der

Inflation n und m infolgedessen auf A

schüttungen der instslt angewiesen. Audi aus der Bi

gründu ler vorliegenden Rechtsbeschwerde ist klar

chtLieb, dafl die »» '» eine angemessene Ver¬

zinsung des t i | e ii e a in tlem 1 nternelnnen in-

itiertea Kapital! über die Deckung der Anstalt

unk»sten hi ixten. V iber durch Verwendun

n Kap aui einem Unternehmen herauf

ichaftel wird, stellt sich jedenfalls als Erti

daa -111 f solche Einkünfte gerichtete Bestreben

/\n rewinnerzieluni t im Sinne des 5 l

(). (RuPrVerwBl. SO S. 671f Nr. 16, b72 1

Da schon diese Erwägung die gefochtenc
Fntscheidung ki braucht cht noch darauf ein¬

en /ii werden. oi> der Beruf u idiufl daneben

ich zu Recht i kte Gewinner/ielungsabsidit
- zu hohen n und Rücklagen hergeleitet

nadi tler - - ! j i Rechtsprechung
rerwa tungsgerichts belanglos, ob «I n-

ht in «lern hier reblichen Steut

»schnitt und den ingenen Wirtschaftsjahren
i di Lieh rwirklicht word it. elraehr recht«

_rene Vorbringen der Beschwerde«

fin die I llung, dafl ...amtliche Merkma

wStVdg. im vorliegenden Falle zutreffen.

Inrethi beruft di sthl h d ichwerde-

meinnützige Zwecke ihres l nternehme

punkt könnte nur da/u führen, Stein

fr- $ 2 ihren. 1) nicht

- is ()\ auch iui 1 tteiw

zustand ig. hierüber zu ent«. (I 2

Im übrigen ist solch in_r an dit zlidte

geknüpft, ii

<¦ h 1 i e II I i c h ru wohltätigen oder gemeinnützigen
Zw ecken i erweadt

Hat der Verletzte seine Ansprüche auf

Rente in begrenztem Umfang gemäß
§ 119 Abs* 2 der RVO. übertragen oder

verpfändet, so ist er gleichwohl an jedem
weiteren Verfahren, das die Feststellung
oder Neufeststellung der Dauerrente be¬

trifft, zu beteiligen.

E. des RVA. vom > März 1933 - Ia 200 32

- S. Rek.-Sen.

V u s den (.runden: In dem Bescheid ron

November 1928 ist die Heute des Klägers roa v<»

auf 30 v. H Iierai i/t und als Dauerrente erstmals

f« It worden. Dadurch ist der Klager beschwert.

Daran ändert auch eier l instand nichts, dali der 1

Neid ihm entgegen der Vorschrift des i 1383 der

HNO. nicht zugestellt worden ist Entsprechend dieser

Vorschrift ist in Falles der förmlichen Feststellung dem

Berechtigten ein schriftlicher Bescheid /u erteilen (vgl.
RVO. >on Ifitgl. des RVA. Bd. I l \ufl. - 214

\i im 5d zu fc 1583).
Die Auffassung der BC, der Klager sei nicht mehr B

rechtigter, weil er seine Rentenansprüche genial! $ 1 l<>

Abs. 2 der RVO. an die \N ürttembergisdie Kriegshilfe
abgetreten habe und deshalb diese nach § 396 v »t/ 2

dei B(»B. an seine Stelle getreten sei, ist anzutreffend.

Ob die \orsdiriften der §* 398 ff. des BGB. üb« r

I « bertragung der forderung
*

auf Ansprüche tUS der

l nf\ . hier anwendbar smd. kann dahingestellt bleiben.

Selbst wenn dies /u bejahen wäre, wurden sie die hier

/ur Fntsch. stehende I nicht beeinflussen können.

Denn aus dem Kwiscben der Wttrttembergisdtea Kriegs¬
hilfe und dem Klager sbgeschlossenen Vertrag ergibt
sich, dafl der Kläger nie Rentenansprflche nicht

schlechthin, sondern nur seine forderung gegen die

Beklagte auf ein/* Ine monatlich fallig werdende [eil-

betrage in bestimmten Grenzen bis /ur Rttckxahlui
des ihm von der Kriegshilfe gewährtes Darlehens

n 1500 Goldmark abgetreten hnt. \^^ diese Itüdt-

dilung. soweit su» aus den ubertlagenen \ nfa'l-

rentenzahlnngea erfolgte, um früher erledigt war«

je höher die Zahluagea im einseinen waren, und da

die Heute dem Kläger nach Rickzahlung wieder in

voller Höhl /ustand. ergibt aich ein unmittelbar

materielles Interesse des Klägers sn tler Höhe tler

lTnfallreal Er ist durdi dies.« \rt der Abtretung
materiellen Ansprudis anl den Rentenbezng sIs

Ichen weder dauernd noch zeitlich begrenzt verlost

gegangen, denn er hat weder das >dmld\ erhalt nis. unl

dem seia Entschädigungsanspruch gegen die BG. b

ruht, im ganzen abgetreten, wa» übrigens nach bürger¬
lichem Hecht** nnzuläsi in dürft» audinger.

Komm /um BGB. 9 \ufl. Bd. II. noch hat

er sämtliche aus ihm fließende Rechte auf die Kriegi-
hilfe Bbertragen. bleibt daher weiterhin ^n-

spruchsberechtigt und wird in einem über den Anspruch
hwebenden Verfahren als notwend Streitf

«ler Kriegshilfe anzusehen »ein. Es muH daher an ihn

«in«* besondere Zustellung des Bescheides bei Herab*

tzung tler Rente erfolgen, uiul die Rechtsmittelfrist

beginnt fiir ihn erst von dieser Zustellung sb /u

ufen (vgl. UWV von Mitgl. Bd. 1 1 Infi. S. 87

Anm. 4 SU 5 128 und S. ,*"» Kern 5).

In der Nichtzustellung tles Bescheides sn den Kläger

liegt daher eia Verfahrensmangel. Dieser bewirkt /u-

n.jchst. dafi eler Bescheid dem Klager nüber nicht

rechtskräftig und Aa\* eine Rechtsmittelfrist jedenfalls
iur ihn s«. lange nicht in Lauf rt werden könnt«

bis er vom genauen Inhalt «!<••* Besdieides K* nntn

erhielt. Diese Kenntnis hat er ausweislich «ler l nfiN-

akten am 24. Oktober 1930 durch «Lis Schultheißenamt K

erlangt und bat gleich darauf Berufung eiagelei
di «h-r ständigen Rechtsübung des R\ V kann

Berufung schon voi Zustellung eines Bescheide »-

word wenn ein solcher nur erlassen ist (vgl.

ron V Bd. 1 2. Aufl. S - \nm. 4 ru

der RVO.) I >!«• Berufung, d

I _:. der Ki .ihm« b dem Beseht idt n

diesen eingelt urd-. i^t dahei /ul.- «nd recht«

/,']>. \\ folgt aber «I.« raus. Kl

jedenfalls von da ab dea Bescheid al« cn sich wirl

und deshalb ^ «»»i ds
• ni \ erfal angeseht
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werden kann, zumal dem Kläger k« in Nachteil he

dt I. Das n\ v hätte deshalb nicht rwedti

Iiteiiung eines n di« icles an den Klager die

i die BG, /uruc_k\erw sondern in tl

scdl ntscheidea mlssesL

Der Kraftwagen einer Kk. darf den Vor¬

standsmitgliedern und Angestellten auch

dann nicht für Privatfahrten überlassen

werden, wenn jene für die Benutzung

eine die Selbstkosten der Kk. deckende

Entschädigung zahlen.

(RVA. Entsch. v. 13. Juni 1933 — II K 111. 32

BS Entsch. >4 Bd 3 4.)

A BS den (f r u n d «• n cfa § 363 HNO. dürfen die

Mittel der Kk. nur /u dea satrungsmäfligea 1 eistungen,

/ur Füllung der Hudclag«-. su den Verwaltui sten

«I für Zwecke der besonderen und der sllgemeinea
nkheiisv««rhutung rerwendet werden. Datsadi mag

im Einzelfalle einer Kk. nicht rerwehrt sein, einen

Kraftw. anzuschaffen, wenn durch dessen Bt

nutzung die Irztliche v« jung d**r Mitglieder p

fordert oder die Abwicklung der K ngeschafte \

einfacht und beschleunigt wird. Bei beson

liehen Verhältnissen, n ondere bei grouVr räum

Iicher Aasdehnung d« enbezirkt und ungunstigen
bnrerbinduo wird auch nicht zu beanstan-

n, wenn der Kraftwagen zur Einziehung von I

tragen benutzt wird. Insofern kann der Schlu in

der Begründung der angefjehtenen \
.

tler die Be

nutzung «I« ^ Kraftwagens zur Ein/.ielicng voi Beitragen
ohne weiteres für unzulässig erklart, nidit schlechthin

gebilligt werden, fine Benutzung des Kraftwagens der

Kk. jedoch für Privatfahrten der VorstaadsBsitgltedei
und KiisM teilten ist in jedem I alle unzul

mögen auch die Benutzer der Kk. eine Entschädigung
zahlen, die tleren Selbstkosten deckt. Denn der Kraft

wagen ist. wit - (>\ V. mit Recht hervorhebt, aus

Mitteln der Kk. angeschafft und kann infolgedessen nur

fur diejenigen Zwecke benutzt werden« die die Vor*

schrift des I 363 K\() für du- Verwendung der Kas-

mittel /ulattt. Unter keine der im § 363 HNO. genannten

Zweckbestimmungen läflt sich aber die Benutzung des

Kraftwagens für Privatfahrten einreihen. Daher hat

«las ()\ \. zutreffend angeordnet, dal die Beuutzung des

ns der 1 KK des Kreis. zu Pnvatfahrteu

nidit zug* lassen werden darf. Demnadi uiuttte dit

weiter*» Beschwerde des Vorstandes der Kk. zurück

wiesen werden.

| ANFRAGEN UND AUSKUNFTEI

Wir ert» ilen Beziehern unserer Zeitschrift, ohne eine Verpflichtung zu übernehmen» kostenlos Auskünfte ans

dem Gebiet der Sozialversicherung. Fine zivil rechtliche Haftung für die Auskunfterteilung wird nicht über¬

nommen Die Antworten werden brieflich gegeben uud hier veröffentlicht, wenn sie von allgemeinem Interesse sind.

Die SchrifUeitung.

Wirkunir dw NotVO. vom 8. Dezember 1931

auf unverändert gebliebene Satzungsbestim-

mungen.

P r b g e : Die iiir unsere Kk. geltende Satzung
dotiert vom 28, Oktober 1930. Sie schreibt ais

Mehrleistung dio Gewährung von FKPfl. auch

tiir „sonstige Angehörige vor. Durch die

NotVO. vom 8. Dezember 1931 wurden sämt¬

liche Kassenleistungen auf die Regelleistungen

herabgesetzt In dem dadurch notwendig ge¬

wordenen Sat/ungsnachtrag ist die FKPfl. für

sonstige Angehörige nicht wieder eingeführt,
die alte Bestimmung ist durch diesen Nach¬

trag aber auch nicht gestrichen worden. Ist die

te Bestimmung noch anzuwenden? Ebenso ist

nadi der alten Satzung don Versicherten eine

Beteiligung an den Wegegebühren auferlegt.

Der Satzungsnachtrag hat hieran nichts ge&n-
rt Gilt diese Bestimmung noch?

Antwort: Die Vorschrift der NotY(). vom

8. Dezember 1931. Fünfter Teil Kap. 1 Ab-

bnitt 2 $ 1 ist unbedingt zwingender Natur.

Mit Wirkung vom 1. Januar 1932 lind dadurch

eiie Leistungen aus der KV. entgegen bestehen-

n Satzungsbeslimmungen auf die Regel-

stungen beschränkt worden. Die Wiederge¬
währung von Mehrleistungen ist nur nach Maß¬

gabe der erschwerenden Vorschriften $ I

Abs» 2 i. a. (). möglich unel zulässig. Um eine

Mehi tung, deren Wiedereinführung dur

Vi ). /nr Ergänzung >n sozialen Leistun-

n 19. Oktober 1932 vereinfacht worden

ist, handelt « I -ich bei FKPfl. für ,.sonstig

Ai _Örig< nicht. Wiedereinführui

istung nach $ 1 Abs. 2 a.a.O. liegt
rer Kk. nicht vor. Es kann deshalb keinem

Zw« ifel nterl n, daß für sonstig An-

FKPfl. seit dem LJanuar 1912 nicht

mehr gewährt werden darf. Das trifft

»uch zu, wenn die alte Satzungsbestimmung
nicht gestrichen sein sollte, da ja die NotVO.

alle entgegenstehenden Satzungsbestimmungen
aufgehoben hat. Es ist auch anzunehmen, wenn

der damalige Satzungsnachtrag eine Streichung
der alten Satzungsbestimmung nicht vorsah,

tß der Nachtrag aber an die Stelle der alten

Bestimmungen getreten ist und dadurch auch

rein satzungsgemäß die Gewährung dieser

Mehrleistung ausgeschlossen ist.

Die Vorschrift des § 205 Abs. 3 Satz 5 RVO.,
daß die Satzung den Versicherten eine Beteili¬

gung an den Wegegebühren auferlegen kann,
ist nicht als Mehrleistung, sondern als Ein¬

schränkung einer Regeileistung anzusprechen*
Deshalb ist diese Vorschrift durch die NotVO.

vom 8. Dezember 1931 unberührt geblieben. In

eser Beziehung hat die alte, noch nicht auf¬

gehobene Satzungsbestimmung nach wie vor

eltung.

Kein Hausgeldanspruch für ein während der

Krankenhausbehandlung des Wrsicherten ge¬

borenes Kind.

F r t g e : Ein Mitglied unserer Kk. befindet sich

it dem 4. Juli 1933 in Krnnkenhausbehand-

hing. Der Ehefrau wird Hausgeld gezahlt. Am
J, Juli 1933 ist die Ehefrau von einer Tochter

entbunden worden. Für das Kind wird der in

unserer Satzung vorgesehene Hausgeldzuschlag
nadi S 194 Nr. 1 RVO, beansprucht. Ist di

Anspruch berechtigt?

Antwort: Wird einem Vt herten Kranken-

hauspfle * rt, s«> ist nach $ ISO RV(

H eld zu zahlen, wenn er bisher Ang«

hörige ganz oder überv nd unterhalten hat.
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iches wird für die Gewährung der Haus-

dzuschläge nach § 194 Nr. 1 RVO. voraus-

;/t. Das Wort „bisher" bedeutet Unter-

^ewahrung bis unmittelbar vor seiner Er-

.nkung, nicht notwendig bis unmittelbar vor

ei Krankenhausaufnahme (AN. 1919 S. 412).
das Kind vor der Erkrankung bzw. vor der

inkenhausaufnähme geboren und somit „bis¬
unterhalten worden, besteht Anspruch auf

n Hausgeldzuschlag. Wird aber das Kind

t während der Krankenhausbehandlung ge-

?ren, so fehlt es an der Voraussetzung seines

Giengen Unterhalts in dem oben bezeich-

ten Sinne. In diesem Falle ist ein Anspruch
if den Zuschlag nicht gegeben.

Was hier vom Hausgeldzuschlag gesagt ist, gilt
ich für das Hausgeld an sich, wenn eine Ver¬

werte sich wegen einer Krankheit in Kranken¬

handlung befindet, dort entbindet und für

das Kind die Gewährung von Hausgeld bean¬

tragt. Ein solcher Antrag ist ebenso unbe-

ündet.

\ Fr. von Kassenangestellten zur KV. und

AlVers.

rage: In den Mitteilungen unseres Kassen¬

verbandes wurde kürzlich ausgeführt, daß die

Kassenangestellten, die die Wartezeit für den

Anspruch auf Ruhegehalt noch nicht erfüllt

haben, versicherungspflichtig in der KV. und

AlVers. sind. Daraufhin führte der Kassenvor¬

stand wieder meine Versicherung zur KV. und

AlVers. herbei, weil die Wartezeit von 5 Jah-

n seit meiner ruhegehaltsberechtigten An¬

stellung vom 1. Juli 1931 noch nicht erfüllt ist.

\\ bin anderer Auffassung. Es genügt m. E.

tiir die VFr., wenn einem dienstordnungsmäßig
\nLrt>stelltenP wie es bei mir zutrifft, im Krank¬

heitsfalle das Gehalt für 6 Monate gewährt
wird. Ich bitte um Ihre Ansicht.

Antwort: Kassenangestellte sind nach § 169

Abs. 2 RVO. kranken- und damit arbeitslosen¬

versicherungsfrei, wenn sie u. a. mit Anrecht

ld Ruhegehalt angestellt sine] und wenn

ihnen gegen die Kk. ein Anspruch mindestens

entweder auf KH. in Höhe und Dauer der Re-

•lleistungen der Kk.en oder für die gleiche Zeit

f Gehalt im anderthalbfachen Betrage des

Kd.es gewährleistet ist. Es müssen also zwei

Voraussetzungen erfüllt sein, Anrecht auf

Ruhegehalt einerseits und Anspruch auf KH.

ler auf Gehalt für 26 Wochen andererseits.

Eine dieser beiden Voraussetzungen allein

macht das Beschäfti<yungsverhältnis nicht ver-

<*herungsfrei. Das RVA. hat in seiner E. vom

. Aprü 1Q20 (AN. 1920 S. 370) ar .prochen,
eine Anstellung mit „Anrecht" auf Ruhe¬

halt er^t vorliegt, wenn elie Wartezeit

(10 Jahre, vielfach urekürzt auf 5 Jahre) erfüllt

vor diesem Zeitpunkt erkennt es nur eine

teilung mit „Anwartschaft4' auf Ruhegehalt
Dieser Ansicht i RVA. hon von

d e r n und Kiesel in DK. 1930 Sp. 1045,

61 widersprochen. lehnten die- vom RVA.

lisorearbeitete Unterscheidung zwischen

\arecht" und „Anwartschaft" b. Wenn

indem Anwartschaft auf Ruhegehalt

ährh t ist, so ist er eben auch mit An-

uf Ruhegehalt angestellt. Das RVA. h

seinen angegriffenen Standpunkt bisher jedoch
nicht geändert. Nach wie vor ist eine Anstel¬

lung mit Anrecht auf Ruhegehalt im Sinne

des § 169 Abs. 2 RVO. solange nicht gegeben,
als nicht die Wartezeit erfüllt ist. Die Mittei¬

lung des Kassenverbandes und auch die Maß¬

nahme des Kassenvorstandes entsprechen also

der noch immer geltenden Rechtslage. Ihre

abweichende Meinung geht fehl.

Versorgung von Lagern des FAD. mit Ver¬

band- und Heilmitteln.

Frage: In unserem Kassenbezirk sind etwa

30 FAD.-Lager mit rund 2000 Arbeitsdienst¬

willigen vorhanden. Von den Arbeitslagern
werden Verbandstoffe usw. in Mengen an¬

gefordert. Ist unsere Kasse verpflichtet, die

Verbandmittel usw. für die erste Hilfe zu unter¬

halten? Dürfen wir an Arbeitsdienstwillige die

Lieferung von Brillen, Bruchbändern usw. ohne

vorherige ärztliche Verordnung durch irgend¬
einen zugelassenen Lieferanten genehmigen?

Antwort: Der Reichskommissar für den

FAD. hat am 16. Februar 1933 eine Anordnung
betreffend ärztliche Betreuung im FAD. und

Einrichtungen für erste Hilfe erlassen (RABl. I

S. 49; DK. 1933 Sp. 215). Abschnitt IV dieser An¬

ordnung befaßt sich mit den Einrichtungen für

erste Hilfe. Darin ist u. a. gesagt, daß der Träger
der Arbeit wegen der Lieferung von Verband¬

mitteln und anderem Sanitätsgerät im Be¬

nehmen mit der kassenärztlichen Vereinigung

mit der zuständigen Kk. in Verbindung treten

solle, für die ja eine möglichst schnelle und

zweckmäßige Versorgung der Lagerinsassen
ebenfalls von Nutzen ist. Die „Deutsche
Krankenkasse' 1933 als Sprachrohr des Haupt¬
verbandes deutscher Krankenkassen, jetzigen

Reichsverbandes deutscher Ortskrankenkassen,

führt dazu in Spalte 214 aus, daß die Kk.en an

sich selbstverständlich nicht verpflichtet sind,

für die Versorgung der Lager mit Verband¬

mitteln, Sanitätsgerät usw. Sorge zu tragen. Es

wird aber zweckmäßig sein, wenn die Kk.en den

im Lager tätigen Aerzten den notwendigen Be¬

darf von vornherein zur Verfügung stellen.

Dieser Meinung schließen wir uns an. Die

Lieferung von Brillen. Bruchbändern usw. ohne

vorherige ärztliche Verordnung ist nicht zu¬

lässig. Bestimmt nehmen wir an, elaß die

Satzung Ihrer Kk. die Verabfolgung elieser

Heilmittel von ärztlicher Verordnung und viel¬

leicht auch von vorheriger Genehmio-un<i durch

die Kk. abhän<n«r macht. Der $ 182 Abs.

Nr. 1 RVO. läßt zwar nicht verlauten, daß

Heilmittel ärztlich verordnet werden müssen.

Die RVO. setzt aber ärztliche Verordnung da¬

für ohne weit« voraus, wie ** %6d RVO. er¬

weist, wonach eler Ar/t angehalten ist, u.

Heilmittel wirtschaftlich EU verordnen. Wir

hen aueh keinen Anlaß d dur. di* I ieferune-

•Icher Heilmittel ohne arrtli^he Verordnuni

\uch in Arbeitslagern muß d;

rfende r/tlich- Üeberwachung und Be¬

ti euung der Laoerii n n*ch der oben er-

ihnti »rdnur» dt R»«ch*komTnissan_

(Abschnil III) so sein, daß die Verordnung von

Heilmitteln durch Aerzte keine Schwierigkeiten

it*-t.
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AUFGABEN UND LOSUNGEN

Wir bringen heute Aufgaben, die ch mit Fragen dl Krankenhilfe befasse
Die Lösungen dazu v\ n in der nächsten Nummer veröffentlicht. Die Schriftleiti

I. Aufgabe: IV. bisher selbständige Schlosser¬

meister F. muß infolge ungünstiger Geschäfts¬

lage Minen Betrieb aufgeben. Er nimmt am

21. April 1932 eine versicherungspflichtige i

häftigung bei der Firma G_ in H. an. D
durch wird er Mitglied der AOKk. H. Die Kk.

gewährte Regelleistungen. Seit Juli 1931 litt

an einem Herzleiden, das ihn zwar nicht

arbeitsunfähig gemacht hatte, ber doch

laufend elie Inanspruchnahme ärztlicher Be¬

handlung erforderte. F. muß auch nach Auf¬

nahme dl Beschäftigungsverhältnisse
Schlosser laufend in ärztlicher Behandlung

rbleiben. Währenel der Zeiten vom 9. M

1932 bis 24. Mai 1932; vom lf>. Juli 1932 bis
* August 1932, vom 23. November 1932 bis

17. Januar 1933 und vom 5. Februar 1933 bis

18. Februar 1933 ist er sogar arbeitsunfäl

krank. Danach arbeitet er wieder, bleibt zwar

fortdmfernd behnndlungsbedürftig, nimmt aber

ärztliche Behandlung nicht mehr in Anspruch.
Vom 12. April 1933 bis f>. Mai 1933 war er

erneut u Uatsunfähig krank. Die AOKk. H.

gt währte Krankenhilfe vom 21. April 1932 bis

M Februar 1933. Dabei ging sie davon aus,

ß die Anspruch ner nach § 1S3 Abs. 1

Satz 1 RVO. in Verbindung mit | 182 Abs. 1

Nr. 2 letzter Halbsatz RVO. vom 12. Mai 1933

an rechne und 39 Wochen betrage, weil die

Zeiten, in denen kein Krankengeld, sondern

nur KPfl. gewährt wurde, nach § 183 Abs. 1

tz 2 RVO. auf die Dauer des Krankengeld-

bezuges (26 Wochen) bis zu 13 Wocher. nicht

angerechnet werden. Für die Zeit vom 12. April
1933 bis ö. Mai 1933 beansprucht F. erneut

Krankenhilfe, weil es sich nach seiner Auf-

ssun um nen neue Versicherungsfall
bandelt.

Hatte F. mit Rücksicht auf sein» hon vor

Beginn dei Kaaeenmhgtiedschafl bestehende

Krankheit überhaupt Anspruch uf K n-

leistungen? Wenn ja, hat dann die Kk. den

Ati uerungstermin richtig errechne Wie

rte sich dio Kk. zu eler letzten Forderung
des F. zu verhalten?

W Aulgabe: Sl m 17. August 1932 ist dl r

Arbeiter J. bei eler Firr K. u. L in M. be¬

schäfti und bei r AOKk. M. rt liert.

Vorher gehörte J. einer anderen Kk. nicht an.

erkrankt am & tember 1932 lediglich
bei Iungsb-dürftig m inem I leid*
Der (irundlohn betrug zu elieser Zeit 5 R\i.

• Behandli tbedürftigketl wurde» durch

I mgenfor teile teilt. Als Mitirl
N »turnt ilvereins nahm J. iro

nen K /t in Anspruch, sondern
ii v« m \ heilkundigen bc in.

ent n ihm dafür au! .er

szugel nicht. Erst _s in

II. Februar 1933 Arbeitsunfähigkeit hinzutrat.

begtib er sich in Behandlung eines K

> und ließ sich von diesem krank sch i

ben. Zum Zeitpunkt des Beginns der Arbe

Unfähigkeit betrug der Grundlohn 6 RM. D
Arbeitsunfähigkeit dauerte bis 21. Mai 1(^

Sie trat erneut ein vom 7. August 1933 b
21. August 1933 und vom I. September 19

bis 19. September 1933. In den Zwischen?

bestand Heilbehandlungsbedürftigkeit fortlau¬
fend weiter. Die Satzung der AOKk. M. sieht

als einzige Mehrleistung vor, daß zum KG. f

Versicherte mit Angehörigen, die der Ver¬
sicherte bisher ganz oder überwiegend unte

halten hat unel die mit ihm in häuslicher Gl
meinschaft leben, Zuschläge im Höchstrahm»

des § 191 Abs. 1 RVO. gewährt werden. F»

diese Mehrleistung ist eine sechsmonati

Wartezeit vorgesehen. J., der seine Ehefi

und ein Kind, die mit ihm in häuslicher Gl
meinschaft leben, ganz unterhält, beansprucht

Zuschläge. Da er seine Arbeitsunfähig
keit rechtzeitig gemeldet hat, fordert er von

eler Kk. KG. vom 14. Februar 1933 für die Ge-

mtzeiten seiner Arbeitsunfähigkeit ich

einem Grundlohn von 6 RM.

In welchem Umfange hat ehe AOKk. M. seinen

Ansprüchen stattzugeben?

3. Aufgabe: Der Mechaniker N. gehörte der

AOKk. O. auf Grund versicherungspflichtiger
Beschäftigung vom 3. Juli 1932 bis 14. Januar

1933 mit einem Grundlohn von 6,30 RM. an.

Er erkrankte am 3. Januar 1933 und trat in

ärztliche Behandlung. Am 1. Februar 1933 tr

Arbeitsunfähigkeit hinzu. Von der Arbeits

Unfähigkeit erfuhr die Kk. erst, als N.

11. Februar 1933 in Krankenhausbehandlung

kam und das Krankenhaus am 15. Februar 1°

davon Mitteilung machte und Kostenübernahn

beantragte. Die Kosten der Krankenhauspfh.
wurden von der Kk. übernommen. Aus dem

Krankenhaus wurde N. am 12. März 1933

ambulante Behandlung entlassen. Bei fort¬

in Anspruch genommener Behand¬

lung erkrankte R. nochmals arbeitsunfähig

vom 4. April 1933 bis 2& September 1933.

Die* Ehefrau des N\ hat aus aer ßeschä:*

gung einen Wocbenverdienst von 10 RM. In

emei men Haushalt lebt noch ein Brud»

s El emannes. der von beiden Eheleute

uberwi unterhalten wird. An M

1933 stirbt der Bruder.

Die Kk. gewährt, w KG. und Dauer

Krankenhilfe betrifft, die Regelleistungen, hi

sie btl ich loch nach § 1

Nr. 1 RVO. zw >rittel eles KG^S und ein*

Zuscli von 3 v. H. lür jeden weiteren A

hörL* liine Wartezeit wird in be

Fallen nicht geforelert. Welche Beträge hat

Kk. vorliegend im einzelnen und insgesamt
Barleistu it zuwenden?

rünt^urthefa. hrift! |*sefl \ rn a n. — VERLAG I WAIU

Druck: Linctenhaiis A.-G., Berlin SW

lin SW tr. 3.
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§«

Die BescLl.e des ScfaA. in Znlassungsangelefenheiten
mutiea mit Gründen tersehen sein, am denen der

Sachverhalt und die rechtliche Begründung zu er-

• E. des RSchA. vom 1. Februar 1933. — RSchA. 202/32.
— EuM. Bd. 34 S. 339 Nr. 132.

§§H3
Ah. 2. 692.

697 KTO.

Die Bestimmung der Dienstordnung, daü „nidit

ständig Angestellte" nach einer Dienstzeit von zwei

Soll-

§-tS.
lr 3 ETI.

•.t-.O..

.rtÄl-

kMMMV-

1... 32.)

§§ »9.
.41 Mr. t.

63t. 916.

9t6. mi¬

nt.

Zur rechtlichen Bedeutung des Vergütungaabkommens.

Abschlage im Sinne des Vergütungsabkommens und

Festsetzung des Kopfpauschales nadi I 3t Abs. 2 der

VertrO.
• E. des HSchA. vom 3. März 1933. — RSchA. 271/32. § 915 »VO.

— EuM. 3J. 34 S. 337 Nr. 131.

Jahren ständig anzustellen sind, stellt nur eine

vorsdirift dar.

*E. des RArbGer. v. 24. Juni 1933 — RAG. 111/33.

Die Unterhaltung von Obstbäumen an Wege« uad

Straßen bildet einen landwirtschaftlichen Betrieb, ea

sei denn, dafi die Obstnutzung nur ganz unbedeu¬

tend ist.
* E. des RVA. I v. 31. Januar 1933. — EB. 435/31. —.

52 Zur Auslegung des Begriffs der „vor dem 1. Januar
1932 zugelassenen Aerzte". Ueber die Voraussetzun-

fen,
unter denen die Zulassung eines Arztes zur

[assenpraxis als im Hinblick aul die bevorstehende

Neuregeljng dea Zulaasungsrechts unterblieben an¬

zusehen ist.
• E. des RSchA. vom 2. Februar 1933. — RSchA. 185/32.
— EuM. Bd. 34 S. 350 Nr. 136.

. ..:
—

§ 3? Ata. 4

Ifttr.O.;-

§36lp

Die Haltung eines Pferdes, das nidit Überwiegend
im landwirtschaftlichen Betrieb verwendet wird, ist

dem landwirtschaftlichen Betrieb nicht zuzurechnen.
* E. des Bavr. LVA. — Rek.-Sen. — v. 29. November

1932 — A 527/32 — Mitt. des Bayer. LVA. 1932.

S. 23, Nr. 1616.

§923
Ata. 1 no.

Der in den Fällen der II 219, 220 RVO. der aus¬

helfenden Kasse gegen die Kasse des Versicherten

zustehende Erstattungsanspruch wird durch die

Nturegelung des Kassenarztrechtes nicht berührt.
* E. des RVA. 11 — 1. Rev.-Sen. — v. 17. Mai 1933.

— Ha KE. 360/321 — AN. 1933. S. IV 361 Nr. 4660.

Im Verfahren nach I 326 Abs. 3 RVO. kann auch die

Aenderung solcher Satzungsbestimmungen angeord¬
net weiden, die infolge der Aenderung der wirt¬

schaftlichen Verhaltnisse oder aus anderen Gründen

zu den Vorschriften der RVO. in Widerspruch ge¬
treten sind.
* E. des RVA. II — Beschl.-Sen. — v. 28. Juni 1933.

— II K. 52 33 BS. —

§§314. Zur Frage der Anwendbarkeit der II 374. 372 RVO.

372. 122, (Anordnung des OVA. zur Gewährung zahnärzt¬

licher Gehandlung.)
•

*E. de« RVA. II v. 3. Mai 1933. _ II K. 224 32 BS.

220. 222.

36. i RVt.

3. 21.

21 Vertr.O.

§§326
AI. 3. 160.

324 Ata. 3

¦

§§ 1255.

1251.124ff.
no (A.Htt-
Vererdissfl

f.l.12.1931

5. Ttil Kap.
ni §?)

Ein Unfall, den eine 72jährige landwirtschaftliche

Unternehmerin beim Reinigen des Eßgeschirrs der

Familie erleidet, kann nicht als landwirtschaftlicher
Betr.Unfall angesehen werden.
* E. des Bayer. LVA. — Rek.-Sen. — v. 3. Jnni 1932

— A 142/32 — Mitt. des Bayer. LVA. 1932. S. 25.
Nr. 1615.

Kin am 1. Juli 1867 geborener Versicherter vollendet

mit dem Beginn des 1. Juli 1932 sein 65. Lebensjahr,
so daß ihm erst vom 1. August 1932 ab die InvR.

wegen Vollendung des 65. Lebensjahres — erster

Tag des folgenden Monats nach Erfüllung der Vor¬

aussetzungen für Gewährung der Rente — zusteht.
* E. des RVA. II — 6. Rev.-Sen. — v. 24. Mlrz 1933.

IIa 7302/32« —. AN. 1933, S. IV 336. Nr. 4642.

§i27t no.
(4. H.1-»er.

f.l.12.1931

5. Ttil Hi»
Ifi § 9

Ata. 1)

Bei der Altersinvalidenrente kommt es bei Berech¬

nung der Wartezeit jetzt auf den Eintritt des Ver¬

sicherungsfalls vor oder nach dem 31. Dezember 1931

und nicht auf den Zeitpunkt der Antragstellung ent¬

scheidend an.

* E. des RVA. II — 7. Rer.-Sen. — v. 18. Februar

1933. — IIa 4408 32' —.

§§404
Ati. 4. 115

Ata. i no.

(§§4.5*r
.... '. 15.

11.1199)

Die gemäfl I 404 Abs. 4 RVO. als Vollstreckungs¬
und Vollziehungsbeamte bestellten Kk.augestellten
sind nicht zur Durchführung eines Beitreibungsver¬
fahrens für eine fremde Kasse befugt.
* E. des iRVA. II v. 8. Juni 1933. — U K. 65/32 BS.
— AN. 1933. S. IV 363, Nr. 4662.

§§ 1260.

1445 4bt.3.

1717 RVO.

§§ 521.

306.317K

3.3ff.. 517

WO.

Solange einem Arbeitgeber im Falle des 6 521 Abs. 1

RVO. de Benachrichtigung der Ersatzkasse Uber das

Ausscheiden eines versicherungspflichtigen Mitgliedes
aus ihr nicht zugegangen ist und der Arbeitgeber
auch sonst hiervon keine Kenntnis hat, besteht für

ihn keine Verpflichtung zur Zahlung von Beiträgen
an die Pflichtkasse.
*E. dei RVA. II — Beschl.-Sen. — v. 26. April
1933 — II _K. 83/32 BS. — AN. 1933. S. IV 362 Nr. 4661.

§ S4Sk Zar Auslegung des Begriffs ,,Erneuerung des Ar-

NO beitsgeräts .

* E. des RVA. I — lt. Rek.-Senat — v. 24. Juni 1933.

— Ia 5026/31 ii.

Der Tag der Ausstellung der Quittungskarte itt der

Berechnung der Anwartschaftsfristen gemäfl I 1280

RVO. stets zugrunde zu legen, selbst dann, wenn

die Person, für die die Quittung^karte ausgestellt
wurde, damals invalide war oder Inv.-Rente bezog.
*E. des RVA. II _ 9. Rev.-Sen. — v. 2. Februar

1933 — IIa 8502/31. AN. 1933, S. IV 534, Nr. 4640.

§§ 1280s, Bei Wanderversicherten gelten nur diejenigen Zeiten

1281 WO. aug der lnvV« al* Ersatzzeiten für die AngV., die

(5I70AVG.) m'* Beiträgen belegt sind, also nicht auch die in

der InvV. nur als Ersatzzeiten zu rechnenden Zeiten.
* E. des RVA. II — 3. Rev.-Sen. — v. 6. April 1933.

— IIa 8190 32» —. AN. 1933. S. IV 335 Nr. 4641.

§ 547 WO.

I§ 1 dir 2.

kr. Rr. V.

2.1929

i.Hr.Hfcr

blagf)

Bei don Berufskrankheiten im Sinne der UV. kommt

es lediglich auf ihre Entstehung durch die beruf¬

liche Tätigkeit an. Eine bloße Verschlimmerung
oder Heilungsverhinderung durch berufliche Tätig¬
keit bei einer nicht durch Betriebseinwirkung ent¬

standenen Krankheit genügt nicht.
? F de* RVA. I — 7. Rek.-Sen. — v. 23. Juni 1933 —

Ia 8708/ n1.

§§1324.
119. 223.
622 RVO.

(§ 92 AVG..

§?26RRnG..
§ 68 RVG..

§§387.388.
BGB.)

Die LVA. kann nicht gegen Rente »betrage au« der

InvV. mit zu Unrecht gezahlten Rentenbeträgen aus

der knappschaft]. Pensionsversicherung aufrechnen.
* E. des RVA. II — 5. Rev.-Sen. — v. 29. März 1933.

IIa 9674/32. AN. 1933. SV 365 Nr. 4663.

§1371
Satz 2 RVO.

§ 547 RVO.

14 kr

taligt z. 2.

kr.Kr.V.f.
11 2.1929)

Zur Auflegung des Begriffs „Erkrankung der Mus¬

keln4'.

?Verfügung des RVA. I v. 1. August 1933 — BK.

4707/30. —

§§1536,
1250.1297,

1301.1531.
1535 RVO.

Das Recht eines Versicherten, sich bei einer Sonder¬

anstalt weiterzuversichern. besteht nicht mehr, wenn

er eine anderswo versicherungspflichtige Beschäfti-

5ung
aufnimmt.

E. des RVA. II v. 8. Juli 1933 — II« 2266a 1/33. —

Bestattungskosten gehören nicht zu den Aufwendun¬

gen, für die Ersatz aus der Inv.-Rente beansprucht
werden kann.
* E. des RVA. II — 9. Rev.-Sen. — v. 11. April 1933

— IIa IE 2550.32.

1. Will eine BG. eine zu Unrecht gezahlte Ent¬

schädigung zurückfordern, so hat sie im Streitfall
einen formlichen Bescheid nach 5 1583 RVO. zu er¬

teilen.
2. Der Rückforderung kann der Empfänger nicht

den Einwand nicht mehr vorhandener Bereicherung
(I 818 Abs. 3 BGB.) entgegensetzen.
*E. des RVA. I — 9. Rek.-Sen. — v. 5. April 1933
— Ia. I25U4/31» —

§§1583.
559«. 1585.

1700 Hr. 8

RVO.

§§1 Abs.l

Itf.UMG,

§1226 RVO.

Auch bei Neufeststellung einer Dauerrente nach ge¬
währter Heilanstaltspflege bleibt der Vers.-Träger
an die Grundlagen der früheren Feststellung der

Dauerrente gebunden.
* E. des RVA I — 2. Rek.-Sen. — v. 23. Juni 1933

— Ia 3498 3.

In validen versiehe rungspflicht der

Kouleurdiener studentischer Ver-
Znr Frage der

nsmeister und

bindungen.
* E. des RVA. III — 1. Beschl.-Sen. — v. 15. Märe 1933

— III AV. 1/33 BS.—. AN. 1933, S.IV 338 Nr. 4645.



Sie (hauchen dringend
die Fortbildungsschriften für Sozialversicherung

Heft 11 Die deutsche Sozialversidierung und -fürsorge. Von Christian Kraiker, Mannheim. 2. Auflage.

Preis: 0.80 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Heft 2. Di» Versicherungspflicht in der Krankenversicherung. Von R. Gruber, Verwaltungsdirektor der

AOKK. für den Verwaltungsbezirk XI der Stadt Berlin, Berlin-Schöneberg. 3. Auflage. Preis

0,90 RM., für Nichtbezieher 1,80 RM.

Heft 3: Die Regelleistungen in dnr Krankenversicherung. Von Julius Cohn, Verwaltungsdirektor der

AOKK. der Stadt Berlin. 3. Auflage. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Heft 4: Vergriffen.
Heft 5: Die Wochenhilfe und Familien-Wochenhilfe in der Krankenversicherung. Von Julius Cohn, Ver¬

waltungsdirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Neuauflage. Preis 0,50 RM., für Nichtbez. 1,— RM.

Heft 6: Die Versicherungsberechtigung. Von R, Gruber, Verwaltungsdirektor der AOKK. für den Ver¬

waltungsbezirk XI der Stadt Berlin, Berlin-Schöneberg. 2. Auflage. Preis 0,60 RM., für Nicht¬

bezieher 1,20 RM.

Heft 7: Die Meldevorschriften des zweiten Buches der Reichsversieherungsordnung. Von G. Wasewitz,

Bürodirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Zweite erweiterte Aufloge. Preis 0,60 RM., für Nicht¬

bezieher 1,20 RM.

Heft 8: Mehrleistungen In der Krankenversicherung, sonstige Bestimmungen, gemeinsame Vorschriften,

besondere Berufszweige. Von Julius Cohn , Verwaltungsdirektor der AOKK. der Stadt Berlin.

3. Auflage. Preis 0,70 RM,, für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 9: Arbeitslosenversicherung und Krankenkassen. Von G. Wasewitz, Bürodirektor der AOKK.

der Stodt Berlin. 2. Auflage. Preis 0.80 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Heft 10: Die Unfallversicherung, insbesondere ihre Durchführung mit Unterstützung der Krankenkassen und

die Regelung der Ersatzansprüche. Von Hermann K ö h n
,

stellvertretender Vorsitzender der

Landesversicherungsanstalt Berlin. 2. Aufloge. Preis 0,80 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Heft 11: Die Reidisknappsdiaft, ihr Werden und Wesen. Von Georg Wißmann, Direktor der Reichs¬

knappschaft zu Berlin. Preis 0,50 RM., für Nichtbezieher 1,— RM.

Heft 12: Dos Versicherungswesen In seiner Entwicklung mit besonderer Berücksichtigung der Sozialversiche¬

rung. Von Harald von Woldheim, Dipl.-Versicherungsverständiger. Preis 0,60 RM.# för

Nichtbezieher 1,20 RM.

Heft 13: Vergriffen.
Heft 14: Das Verfahren In der Sozialversicherung. Von Ministerialrat von Geldern, Berlin. Preis

0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 15: Das Rückgriffsrecht der Sozialversicherungsträger im Rahmen des Haftpflichtrechtes. Von Rechts¬

anwalt Dr. jur. Ernst leffmann, Berlin. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Heft 16. Das Verhältnis der Krankenkassen zu den Heilberufen. Von Regierungsdirektor Dr. Hassen-

stein, Stettin. Neubearbeitet von Fritz Okraß, Geschäftsführer des Hauptverbandes deutscher

Krankenkassen. Preis 0,50 RM., für Nichtbezieher 1,— RM.

Heft 17: Das Beitragswesen der Krankenkassen. Von Gustav Wasewitz, Bürodirektor der AOKK. der

Stadt Berlin. Preis 0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 18: Die Heilbehandlung der Versorgungsberechtigten durch die Krankenkassen und Aerzte. Von

Geheimrat Dr. Hermann Schulz. Direktor des Hauptversorgunasamts Schlesien, und Regierungs¬

sekretär Kurt Klose, Breslau. 2. Auflage. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 19: Die Kronkenaufsicht. Von Albert B r u h n s
, Angestellter der AOKK. Breslau, und Dr. med.

Carl Jacobs, Vertrauensarzt der AOKK. Breslau. Preis 0,40 RM., für Nichtbezieher 0,80 RM.

Heft 20: Die Angestelltenversicherung. Von Arthur Thon, Abteilungsleiter bei der AOKK. Leipzig. Preis

0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 211 Die Beziehungen der sozialen Versicherung zur öffentlichen Fursorae. Von Friedrich Kleeis,

Bürgermeister in Aschersleben. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 22: Zwangsbeitreibung durch die Krankenkassen und die Kassenverbände. Von Gustav Wase¬

witz, Bürodirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Preis 0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 23: Das Strafrecht in der Sozialversicherung. Von Dr. F. Bothe, Senatspräsident beim Reichs¬

versicherungsamt, Berlin. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 24: Die Beziehungen zwischen Kranken* und Invalidenversicherung. Von Regierungsrat R. Fette,

Stuttgart. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Heft 25: Aufbau und Organisation der Träger der Krankenversicherung. Von Hans Adolf Aye,

Halle tSaole). Preis 0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 26: Selbstverwaltung. Aufsicht und Wahlen in der Sozialversicherung. Von Fritz Okraß, Berlin.

Preis 0,50 RM., für Nidirbezieher 1,— RM.

Heft 271 Das Prüfungswesen für die Angestellten der Krankenkassen. Von Eridi Kilian, Verwaltungsdirektor

der AOKK. für die Stadt Hannover, und Dr. phil. Harald vonWaldheim, Berlin. Preis 0,80 RM.,

für Nichtbezieher 1,60 RM.

Heft 28: Rechnungsführung und Verwaltung der Mittel der Krankenkassen. Von Georg Hey mann, Ge¬

schäftsführer der AOKK. Frankenberg i. 'Sa. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Bestellen Sie bitte sofort bei der

BUCHHANDLUNG DER WARTE, Berlin W57, Potsdamer StraBe 75


